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5. Beſonderheiten im Memelland, 


1. Einführung 

Es gilt ab 1. Januar 1940 im Gebiet des Groß— 
deutſchen Reichs ein einheitliches Bürgerſteuer⸗ 
recht. Hinweis auf den Aufſatz „Einheitliches Bür- 
gerſteuerrecht im Groß deutſchen Reich ab 
1. Januar 1940“ in Nr 40 der Deutſchen Steuer⸗Zeitung 
1939. Die Beſonderheiten, die bei der Durchführung der 
bürgerſteuerrechtlichen Vorſchriften für das Erhebungs- 
jahr 1940 noch beſtanden, ſind in dem bezeichneten Auf— 
ſatz dargeſtellt worden. 

Im Abſchnitt 6 dieſes Aufſatzes wurde darauf hinge— 
wieſen, daß die volle Rechtsangleichung für das 


Kalenderjahr 1940 nicht hat durchgeführt werden können, 


weil in beſtimmten Gebietsteilen die Vorſchriften des Bür⸗ 
gerſteuergeſetzes, die auf das vermögenſteuerpflichtige Ver⸗ 
mögen im Sinn des Vermögenſteuergeſetzes und auf das 
land- und forſtwirtſchaftliche Vermögen, das Grundvermögen 
und das Betriebsvermögen im Sinn des Reichsbewertungs— 
geſetzes Bezug nehmen, ſich noch nicht auswirken konnten. 
Für die Bürgerſteuer des Erhebungsjahrs 
1941 iſt das Ziel der völligen Rechtsangleichung nahezu 
erreicht. Wenn ſich hier und dort noch einige Beſonderheiten 
ergeben, ſo beruht das im weſentlichen auf der Eigenart der 
einkommenſteuerrechtlichen Vorſchriften, die vor 
der Einführung des deutſchen Einkommenſteuerrechts in den 
dem Deutſchen Reich eingegliederten Gebieten beſtanden. 

Die Beſonderheiten, die bei der Erhebung der Bürger- 
ſteuer 1941 in den verſchiedenen Gebietsteilen des Deutſchen 
Reichs noch beſtehen, ſind in dem Rd ß ⸗Erlaß vom 
14. Oktober 1940 J. 2400 —1 III (RStBl 1940 
S. 881) behandelt. Sie werden in den folgenden Abſchnitten 
ausführlich beſprochen. g 5 

Es ſollen zunächſt die allgemeinen Vorſchrif⸗ 
ten, die bei der Erhebung der Bürgerſteuer 1941 fürdas 
gesamte Reichsgebiet von Bedeutung ſind, behan- 
delt werden. 


2. Feſtſetzung des Hebeſatzes für 1941 

Die Bürgerſteuer wird § 12 Abſatz 1 PStG gemäß auf 
Grund der Steuermeßbeträge nach dem Hundertſatz (Hebe⸗ 
ſatz), den die Gemeinde jeweils für ein Kalender⸗ 
jahr feſtzuſetzen hat, für das Kalenderjahr (Erhebungsjahr) 
erhoben. Der Zeitpunkt, an dem der Hebeſatz ſpäteſtens 
feſtgeſetzt ſein muß, iſt je nach der Höhe des Hebe⸗ 
ſatzes verſchieden. Der Hebeſatz muß, wenn er 
mehr als 300 vom Hundert beträgt, ſpäteſtens am 
1. Januar des Erhebungsjahrs und, wenn er 
nicht mehrals 300 vom Hundert beträgt, ſpäteſtens 
and. Julides Erhebungsjahrs feſtgeſetzt werden. 
Hinweis auf § 12 Abſatz 2 Satz 1 BStG. $ 23 Abſatz 5 USt 
ſchreibt unabhängig von den bezeichneten Zeitpunkten 
einen weiteren Zeitpunkt für die Feſtſetzung 


des Hebeſatzes inſoweit vor, als es ſich um die Er⸗ 
Steuer⸗ 


hebung der Bürgerſteuer durch Ster 
abzug handelt. Dieſer Vorſchrift gemäß iſt die Bürger⸗ 
ſteuer nur inſoweit auf der Lohnſteuerkarte anzufordern, als 
ſie auf Grund eines Hebeſatzes, der ſpäteſtens am 


21. Oktober des Stichtagsjahrs feſtgeſetzt worden 


iſt, zu erheben iſt. 


Die Vorſchriften im $ 12 Abſätze 1 und 2 und im 8 23 
Abſatz 5 BSG haben für die Bürgerſteuer 1941 bei a 
ın CE 


Gemeinden, die die Bürgerſteuer 1941 i 
gleichen Höhe wie für 1940 erheben wollen, keine 
graktiſche Bedeutung, und zwar im Hinblick auf die 
Fünfte Verordnung über die Vereinfachung 
der Verwaltung vom 21. 


Oktober 1940 


(RED I S. 1391, RESP 1940 S. 905). Die Verordnung 


iſt von dem Beauftragten für den Vierjahresplan und dem 
Generalbevollmächtigten für die Reichsverwaltung auf 
Grund der Nr VI des Erlaſſes des Führers und Reichs⸗ 
kanzlers über die Vereinfachung der Verwaltung vom 
28. Auguſt 1939 (RG BI I S. 1535, RStBl 1939 S. 953) er⸗ 
laſſen worden. Sie beſtimmt: 


S. 880 


„In den Gemeinden, in denen für das 
Kalenderjahr 1940 ein Hebeſatz für die 
Bürgerſteuer feſtgeſetzt worden iſt oder 
nach der Verordnung über die Verein⸗ 
Verwaltung vom 20. Oktober 
J S. 2056) als feſtgeſetzt gilt, 
r Hebeſatz auch für das Ka⸗ 
941 in Geltung, ſofern nicht 
für dieſes Kalenderjahr ein abweichen⸗ 
der Hebeſatz feſtgeſetzt wird.“ 


Die Verordnung über die Vereinfachung 
der Verwaltung vom 20. Oktober 1939 (RGBl J 
S. 2056, NStBI 1939 S. 1060) lautet: 


„In den Gemeinden, in denen für das Kalenderjahr 
1939 ein Hebeſatz für die Bürgerſteuer feſtgeſetzt worden 
iſt, gilt dieſer Hebeſatz auch für das Kalenderjahr 1940, 
es ſei denn, daß für dieſes Kalenderjahr ein abweichender 
Hebeſatz feſtgeſetzt wird.“ 


Es bedarf nach der Verordnung vom 21. Oktober 1940 
einer beſonderen Feſtſetzung des Hebeſatzes 
nur in den Fällen, in denen für das Kalenderjahr 1941 
erſtmalig eine Bürgerſteuer erhoben werden ſoll (ſo z. B. 
in den Gebieten von Eupen, Malmedy und Moresnet) oder 
in denen die Bürgerſteuer nach einem Hebeſatz erhoben wer⸗ 
den ſoll, der höher oder kleiner iſt als der Hebeſatz, 
der für das Kalenderjahr 1940 beſonders feſtgeſetzt worden 
iſt oder der Verordnung vom 20. Oktober 1939 gemäß als 
feſtgeſetzt galt. 


3. Seftietung verſchiedener Hebeſätze innerhalb einer Ge: 
meinde 

§ 12 Abſatz 2 Satz 2 BStG vom 20. November 1937 in 
der Faſſung des Erſten Geſetzes zur Anderung des Bürger— 
ſteuergeſetzes vom 31. Oktober 1938 und des § 1 der Dritten 
Verordnung über die Vereinfachung der Verwaltung vom 
30. März 1940 ſchreibt vor, daß der Hebeſatz durch 50 teil⸗ 
bar und für alle Steuerpflichtigen der Ge⸗ 
meinde gleich ſein muß. 

Die Feſtſetzungeines einheitlichen Hebe— 
ſatzes innerhalb einer Gemeinde iſt nur für den 
Regelfallgeboten. Sie kann dann zu Härten führen, 
wenn in eine größere Gemeinde ländliche Bezirke eingemein- 
det werden. Landgemeinden haben in der Regel kleinere 
Hebeſätze als Stadtgemeinden. Es iſt in dieſen Fällen, um 
ſteuerliche Härten zu vermeiden, erwünſcht, daß die An⸗ 
gleichung der unterſchiedlichen Bürger 
ſteuerhebeſätzeerſtnacheiner gewiſſen Zeit 
durchgeführt wird. Das war bisher nur durch den Erlaß 
beſonderer Durchführungsverordnungen 
möglich. Hinweis auf die folgenden Verordnungen: 


1. Zweite Verordnung zur Durchführung des Bürgerfteuer- 
geſetzes vom 19. Oktober 1938 (RGBl 1 S. 1451, RStBl 
1938 S. 970), 

2. Dritte Verordnung zur Durchführung des Bürgerſteuer⸗ 
geſetzes vom 26. September 1939 (RGGBI J S. 1982, 
NStBl 1939 S. 1036), 

3. Vierte Verordnung zur Durchführung des Bürgerſteuer⸗ 
a vom 9. Januar 1940 (RGBLI S. 50, RStBl 1940 

4. Fünfte Verordnung zur Durchführung des Bürgerſteuer⸗ 
155 vom 23. März 1940 (RG Bl J S. 564, RStBl 1940 
S. 371). 


e 
lender jahr 1 


Dieſes umſtändliche Verfahren, das für jede Stadt den 
Erlaß einer beſonderen Durchführungsverordnung erforder⸗ 
lich machte, wenn die Feſtſetzung verſchiedener Hebeſätze füt 
dasſelbe Kalenderjahr erwünſcht erſchien, iſt durch die 
Vierte Verordnung über die Vereinfachung 
der Verwaltung vom 11. Oktober 1940 (RGBl! 
S. 1364, RStBl 1940 S. 889) abgeſchafft worden. Die Ver⸗ 
ordnung iſt von dem Beauftragten für den Vierjahresplan 
und dem Generalbevollmächtigten für die Reichsverwaltung 
auf Grund der Nr VI des Erlaſſes des Führers und Reichs⸗ 
kanzlers über die Vereinfachung der Verwaltung vom 
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16. Nov. 1940 


28. Auguſt 1939 (RGBI I S. 1535, RStBBl 1939 S. 953) er⸗ 
laſſen worden. Sie fügt dem § 12 Abſatz 2 Satz 2 BSt& 
den folgenden Satz hinzu: 


„Iſt das Gebiet einer Gemeinde nach dem 
31. März ar gen dert eee de 
Reichsminiſter des Innern im Ein ver⸗ 
nehmen mit dem Reichsminiſter der Fi⸗ 
nanzen für die Gebietsteile, die vorher 
zu verſchiedenen Gemeinden (Gutsbezir⸗ 
ken) gehört haben, auf beſtimmte Zeit 
verſchiedene Hebeſätze zulaſſen.“ 


Dieſer neuen Regelung gemäß tritt nunmehr an die 
Stelle einer beſonderen Durchführungsverordnung eine 
Anordnung im Verwaltungsweg über die Zu⸗ 
laſſung verſchiedener Hebeſätze. Das Verfahren iſt dadurch 
weſentlich formloſer und einfacher geworden. 


4. Feſtſetzung eines höheren Hebeſatzes 

8 14 Abſatz 3 der Kriegswirtſchaftsberordnung vom 
4. September 1939 (RGBI I S. 1609, RStBl 1939 S. 965) 
ſchreibt vor, daß die Gemeinden die für das Rechnungsjahr 
1939 feſtgeſetzten Hebeſätze für die Bürgerſteuer nicht er⸗ 
höhen dürfen. Dieſes Verbot jeglicher Erhöhung 
der Bürgerſteuerhebeſätze hat ſich als zu ftarr erwieſen. 
Es ſind deshalb durch $ 2 der Verordnung zur Er- 
gänzung der Kriegswirtſchaftsverord⸗ 
ordnung vom 29. Februar 1940 (RNGUI S. 454) 
der Reichsminiſter des Innern und der 
Reichsminiſter der Finanzen ermächtigt 
worden, Ausnahmen von der Vorſchrift des 
§ 14 Abſatz 3 der Kriegswirtſchaftsverord⸗ 
nung vom 4. September 1939 zuzulaſſen. Die 
Reichsminiſter können dieſe Befugnis auch auf nach- 
geordnete Dienſtſtellen übertragen. Die 
Regelung gilt mit Wirkung vom 1. Januar 1940. Wegen 
der Einzelheiten Hinweis auf den Runderlaß des 
Reichsminiſters des Innern vom 15. Mai 
1940 (RMBliv 1940 S. 929 und folgende). Hier ſei nur 
geſagt, daß zur Entlaſtung der Zentralbehörden die Befug— 
nis zur Zulaſſung höherer Bürgerſteuerhebeſätze bei kreis 
angehörigen Gemeinden für das Rechnungsjahr 
1940 und die folgenden Rechnungsjahre auf die oberen 
Gemeindeaufſichtsbehörden (§ 33 Abſatz 2 der Erſten Durch- 
führungsverordnung zur Deutſchen Gemeindeordnung) 
übertragen worden iſt. Der Reichsminiſter des Innern und 
der Reichsminiſter der Finanzen haben ſich bei Stadt- 
kreiſen die Zulaſſung höherer Bürgerſteuerhebeſätze aus— 
drücklich vorbehalten. 

Die Feſtſetzung eines Vürgerſteuerhebeſatzes für das 
Kalenderjahr 1941, der höher iſt als der Hebeſatz für das 


„Kalenderjahr 1940, und die Erhöhung des Hebeſatzes im 


Laufe des Kalenderjahrs 1941 (Hinweis auf § 12 Abſatz 3 
BSG) bedürfen nach Abſchnitt I des NdF-Erlaffes vom 
14. Oktober 1940 unabhängig von der Genehmi⸗ 
gung nach §82 der Verordnung zur Ergän⸗ 
zung der Kriegswirtſchaftsverordnung 
vom 29. Februar 1940 der Genehmigung der 
oberen Gemeindeaufſichtsbehörde, wenn der 
neue Hebeſatz 


in Gemeinden bis zu 2000 Einwohnern 
in Gemeinden von mehr als 2000 Ein- 
wohnern bis zu 25 000 Einwohnern 
und in Gemeinden von mehr als 
25 000 Einwohneern 600 vom Hundert 


überſchreiten ſoll. Dieſe Anordnung gilt entſpre⸗ 
chend, wenn eine Gemeinde für das Kalenderjahr 
1941 erſtmalig eine Bürgerſteuer erhebt. 

Die Anordnungen in dem Runderlaß des Reichsmini⸗ 
ſters des Innern vom 15. Mai 1940 und in dem RdF-Erlaß 
vom 14. Oktober 1940 werden bewirken, daß einerſeits in 
den Fällen, in denen eine Erhöhung des Bürgerſteuerhebe⸗ 
ſatzes nach den beſonderen Umſtänden des Einzelfalls ge- 
rechtfertigt iſt, die Feſtſetzung eines höheren 
Hebeſatzes zugeſtanden werden kann, und daß 


400 vom Hundert, 
500 vom Hundert 
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anderfeit3 eine weitgehende Angleichung der 
Bürgerſteuerhebeſätze der Gemeinden von 
annähernd gleicher Größe angebahnt wird. 


5. Beſonderheiten im Memelland 

Die Vorſchriften des Bürgerſteuergeſetzes, die auf das 
vermögenftenerpflichtige Vermögen im Sinn des Vermögen: 
ſteuergeſetzes und auf das land- und forſtwirtſchaftliche Ver— 
mögen, das Grundvermögen und das Betriebsvermögen im 
Sinn des Reichsbewertungsgeſetzes Bezug nehmen, konnten 
bei der Erhebung der Bürgerſteuer des Kalenderjahrs 1940 
in den Gebieten außerhalb des Altreichs⸗ 
gebiets nicht angewendet werden, weil in dieſen Gebiets— 
teilen am Stichtag (10. Oktober 1939) Einheitswerte für das 
land⸗ und forſtwirtſchaftliche Vermögen, das Grundver— 
mögen und das Betriebsvermögen im Sinn des Reichs— 
bewertungsgeſetzes noch nicht beſtanden. Es war auch für 
dieſen Zeitpunkt ein vermögenſteuerpflichtiges Vermögen im 
Sinn des 87 Ziffer 1 Buchſtabe a des Vermögenſteuergeſetzes 
noch nicht gegeben. Das hat ſich inzwiſchen geändert. Das 
Reichsbewertungsgeſetz und das Vermögen 
ſteuergeſetz ſind inzwiſchen im geſamten 
Reichsgebiet mit Ausnahme der eingeglie- 
derten Oſtgebiete in Kraft getreten. Hinweis 
auf die folgenden Vorſchriften: 


1. Oſtmark: Sechzehnte Verordnung zur Einführung 
ſteuerrechtlicher Vorſchriften in der Oſtmark vom 26. Juni 
1939 (RGBI I S. 1061, RStBl 1939 S. 786), 


2. Gemeinden Jungholz und Mittelberg: 
Röß⸗Erlaß vom 9. November 1939 (RStBl 1939 S. 1112), 


3. Reichsgau Sudetenland und die in die 
Länder Preußen und Bayern eingeglie⸗ 
derten ſudetendeutſchen Gebietsteile: 
Zweite Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher 
Vorſchriften in den ſudetendeutſchen Gebieten vom 5. No⸗ 
vember 1938 (RG BI 1 S. 1556, RStBl 1938 S. 993), 
Achtzehnte Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher 
Vorſchriften im Reichsgau Sudetenland vom 26. Sep⸗ 
tember 1939 (RGBI I S. 1993, RStBl 1939 S. 1029) 
A a vom 26. September 1939 (RStBI 1939 

4. Memelland: Verordnung zur Einführung von 
Reichsſteuerrecht im Memelland vom 29. April 1939 
(NED 1 S. 870, RStBBl 1939 S. 660) und die Verord⸗ 
nung über die Einheitsbewertung, die Vermögenſteuer, 
die Aufbringungsumlage und die Grundſteuer im Memel— 
land vom 30. Dezember 1939 (RGBl 1 1940 S. 25, 
NStBDI 1940 S. 32), 

5. Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig: Sechſte Verordnung zur Einführung fteuer- 
rechtlicher Vorſchriften im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig vom 4. Januar 1940 (RGBl 1 S. 172, 
NSS 1940 S. 57), 

6. Gebiete von Eupen, Malmedyund Mores⸗ 
net. Dritte Verordnung zur Einführung ſteuerrecht— 
licher Vorſchriften in den Gebieten von Eupen, Mal— 

medy und Moresnet vom 2. Auguſt 1940 (RGBI I 

S. 1185, RStBl 1940 S. 793). 


Es ſind nunmehr auch in den Gebieten, die in den 
Ziffern 1 bis s bezeichnet find, die Vorſchriften des 
Bürgerſteuergeſetzes, die auf das vermögenſteuerpflichtige 
Vermögen im Sinn des Vermögenſteuergeſetzes und auf das 
land- und forſtwirtſchaftliche Vermögen, das Grundvermögen 
und das Betriebsvermögen im Sinn des Reichsbewertungs⸗ 
geſetzes Vezug nehmen, anzuwenden. Wegen der Beſteue⸗ 
rungsgrundlage in den Gebieten von Eupen, 
Malmedy und Moresnet Hinweis auf Abſchnitt 8. 

Im Memelland gilt bei der Erhebung der Bürger- 
Steuer für 1941 nod) die folgende Beſonderheit: 

Für die Feſtſetzung der Bürgerſteuer tritt, ſoweit § 6 
Abſatz 1 BSG gemäß als Beſteuerungsgrundlage das Ein- 
kommen des Kalenderjahrs 1939 maßgebend iſt, an ſeine 
Stelle das Einkommen des Kalenderjahrs 

5 1938, Dieſe Abweichung war erforderlich, weil im Memel⸗ 


— — _;__ 


land eine Feſtſtellung des im Kalenderjahr 1939 erzielten 
Einkommens für die Zwecke der Einkommen 
ſteuer nicht ſtattfindet. 

Das Einkommen des Kalenderjahrs 1938 bildete ſchon 
für die Feſtſetzung der Bürgerſteuer des Erhebungsjahrs 
1940 die Bemeſſungsgrundlage. Der Reichsminiſter der 
Finanzen hat deshalb in feinem Runderlaß vom 14. Of 
tober 1940 angeordnet, daß für die Ermittlung des 
Einkommens und für den Begriff „einkom⸗ 
menſteuerfrei“ die Anordnungen in den Abſchnitten II 
und III des Rdß⸗Erlaſſes vom 19. Oktober 1939 L 2400 — 
60 III (RStBl 1939 S. 1073) auch für die Bürger ⸗ 
ſteuer des Erhebungsjahrs 1941 gelten. Die 
Gemeinden können alſo die Unterlagen, die ihnen die Feſt⸗ 
ſetzung der Bürgerſteuer für 1940 ermöglicht haben, bei der 
Feſtſetzung der Bürgerſteuer für 1941 nochmals verwerten. 
Das wird den Gemeinden die Arbeit ſehr erleichtern. 


6. Beſonderheiten im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 

Danzig 

Es iſt der geſetzlichen Regelung gemäß bei der Er» 
mittlung des Einkommens im Sinn des $6 Ab» 
ſatz 1 BStG von dem Einkommen im Sinn des 
Danziger Einkommenſteuergeſetzes, das der 
Steuerpflichtige im Kalenderjahr 1939 bezogen hat, und von 
dem um 500 RM gekürzten rohen Arbeitslohn, den der 
Steuerpflichtige im Kalenderjahr 1939 bezogen hat, aus⸗ 
zugehen. Die Anordnungen im Abſchnitt III Ziffer 3 des 
Rd ⸗Erlaſſes vom 19. Oktober 1939 8 2230 — D2g 1 III/ 
L 2400 — Dzg 53 III (RStBl 1939 S. 1090) find ſinn⸗ 
gemäß anzuwenden. 


Einkommenſteuerfrei im Sinn des § 8 in 


fäte 1 und 2 BStG find: 2 


a) Steuerpflichtige, die mit ihrem im Kalenderjahr 1939 
bezogenen Einkommen nach dem Danziger Einkommen- 
ſteuergeſetz weder im Weg der Veranlagung noch durch 
Steuerabzug vom Arbeitslohn (Lohnſteuer) katſächlich zu 
einer Einkommenſteuer herangezogen worden ſind; 

b) Steuerpflichtige, die mit ihrem im Kalenderjahr 1939 
bezogenen, in Reichsmark umgerechneten Einkommen im 
Sinn des § 6 BEIG (Hinweis auf den obigen Abſatz) 
nach der Einkommenſteuertabelle des deutſchen Einkom⸗ 0 
menſteuergeſetzes vom 27. Februar 1939 (RG Bl! S. 29 - 
NSBI 1939 S. 337) im Fall der Veranlagung nicht zu 
einer Einkommenſteuer heranzuziehen geweſen wären. 5 

x 


7. Beſonderheiten in den eingegliederten Oſtgebieten 
Beſteuerungsgrundlage iſt für das Erhe-. 
bungsjahr 1941 wie auch ſchon für das Erhebungsjahr 1940 
nur das Einkommen (8 6 Abſatz 1 BStGg). Die Vor⸗ 
ſchriften des Vürgerſteuergeſetzes, die auf das vermögen: 
ſteuerpflichtige Vermögen im Sinn, des Vermögenſteuer⸗ 
geſetzes oder auf das land- und forſtwirtſchaftliche Vermögen, 
das Grundvermögen oder das Betriebsvermögen im Sinn 
des Reichsbewertungsgeſetzes Bezug nehmen, können bis zur 
Einführung des Reichsbewertungsgeſetzes und des Vermögen» 
ſteuergeſetzes in den eingegliederten Oſtgebieten nicht an⸗ 
gewendet werden. 5 er 
Es ift bei der Ermittlung des Einkom⸗ 


Sinn des $ 8 Ab⸗ 
ſatz 1 BStG ift ein Steuerpflichtiger, auf den die Voraus- 
ſetzungen des § 8 Abſatz 2 BStG, bezogen auf das Einkom⸗ 
men des Kalenderjahrs 1940, zutreffen. . 
Für Kinder, die Polen ſind, wird Kinderermäßi⸗ 
gung (§ 9 StG) nicht gewährt. Wegen des Begriffs 
„Pole“ Hinweis auf § I der Erſten Verordnung f 
zur Durchführung der Verordnung über di 
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Erhebung einer Sozialausgleichsabgabe 
vom 10. Auguſt 1940 (RGBl I S. 1094, RStBl 1940 
S. 737) und auf Abſchnitt 3 des Aufſatzes „Zweifels⸗ 
fragen bei der Erhebung der Sozialaus⸗ 
10 ichs abgabe“ in Nr 43 der Deutſchen Steuer⸗Zeitung 
1940. 

Der Hebeſatz iſt in den Stadtkreiſen vom 
Oberbürgermeiſter, in den anderen Gemein⸗ 
den vom Landrat für die Gemeinden ſeines Bezirks feſt⸗ 
zuſetzen. Die Feſtſetzung des Hebeſatzes durch den Landrat 
bedarf, wenn die Hebeſätze die im Abſchnitt 4 Abſatz 2 be⸗ 
zeichneten Hundertſätze überſchreiten ſollen, der Geneh⸗ 
migung des Regierungspräſidenten. 

Die Vorſchriften der 88 8, 12 und 13 der Fünften Ver⸗ 
ordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften in den 
eingegliederten Oſtgebieten vom 29. Februar 1940 (RGBl 1 
S. 475, 494, RStBl 1940 S. 326) ſahen vor, daß die Ver ⸗ 
waltung der Bürgerſteuer einer anderen Dienſt⸗ 
ſtelle als der hebeberechtigten Gemeinde übertragen werden 
konnte, und daß in dieſem Fall die andere Dienſtſtelle im 
Rechtsmittelverfahren an die Stelle des Bürger⸗ 
meiſters und für die Durchführung des Straf⸗ 
verfahrens nach den Vorſchriften der Reichsabgabenord⸗ 
nung an die Stelle des Finanzamts treten ſollte. Dieſe 


16. Nov. 1940 


Vorſchriften gelten nach dem NdF-Erlaß vom 14. Oktober 
1940 auch für das Erhebungsjahr 1941. 


8. Beſonderheiten in den Gebieten von Eupen, Malmedy 
und Moresnet 


Die erſte allgemeine Feſtſtellung der Einheitswerte 
(Hauptfeſtſtellung) wird in den Gebieten von Eupen, Mal⸗ 
medy und Moresnet erſt auf den 1. Januar 1941 vor⸗ 
genommen. Die erſte Hauptveranlagung der Vermögen⸗ 
ſteuer wird nachden Verhältniſſen vom Beginn 
dies eee (Hauptveranlagungszeitpunkt) 
durchgeführt. Am Stichtag für die Bürgerſteuer des Erhe⸗ 
bungsjahrs 1941 (10. Oktober 1940) waren ſowohl Einheits⸗ 
werte als auch vermögenſteuerpflichtige Vermögen im Sinn 
des § 7 Ziffer 1 Buchſtabe a des Vermögenſteuergeſetzes noch 
nicht gegeben. Der Nd%-Erlaß vom 14. Oktober 1940 ſtellt 
klar, daß Beſteuerungsgrundlage für die Bürger- 
ſteuer 1941 nur das Einkommen iſt. Es iſt dabei 
von dem Einkommen auszugehen, das der Steuerpflichtige 
im Kalenderjahr 1939 (Wirtſchaftsjahr 1938/39) bezogen hat. 
Wegen der Umrechnung Hinweis auf § 1 Abſatz 2 der 
Verordnung über die Einführung der Reichsmarkwährung 
in den Gebieten von Eupen, Malmedy und Moresnet vom 
6. Juni 1940 (RGBl 1 S. 841). 


Einführung in das Steuerstrafverfahren 


Von Regierungsrat Dr. Stolz, Lehrer an der Zollschule Beılın 


le 


„Begriff und Bedeutung des Steuerſtrafverfahrens, 

Die Notwendigkeit beſchleunigter Durchführung der Steuer⸗ 
ſtrafverfahren, 

. Die Stellung des Steuerſtrafverfahrens innerhalb der Rechts⸗ 
ordnung, 

Die Entwicklung des Steuerſtrafperfahrens, 

„Die heutigen geſetzlichen Grundlagen für das Steuerſtraf⸗ 
verfahren, 

„Was find „Steuervergehen“? 

„Zuwiderhandlungen, die den „Steuervergehen“ gleichgeſtellt 
ſind, 


28 . os Dr 


1. Begriff und Bedeutung des Steuerſtrafverfahrens 

N Das Steuerſtrafverfahren iſt ein ge⸗ 
ſetzlich geregeltes Verfahren zur Erfor- 

ſchung und Beſtrafung von Steuerver⸗ 

gehen. 

Die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung verurteilt 
Steuervergehen aufs ſchärfſte. Staats ſekretär 
Reinhardt hat die ſchädlichen Auswirkungen der Steuer- 
vergehen auf den Staat und damit auf die Volksgemein⸗ 
ſchaft wie folgt klargeſtellt (Hinweis auf ſeinen Vortrag 
„Bedeutung und Ausbau der Betriebsprüfung der Reichs- 
finanzvermaltung“ auf der Fachwiſſenſchaftlichen Tagung 
der Reichsſteuerbeamten in Dresden im Juni 1935 — DStZ 
1935 S. 737 — und auf ſeinen Vortrag „Weſen und Aufbau 
der Betriebsprüfung der Reichsfinanzverwaltung“ auf der 
Salzburger Umſchulungstagung im Mai 1938, Band 5 der 
Bücherei des Steuerrechts S. 68): 

„Vergehen gegen die Steuerpflicht 
find Vergehen gegen die Volksgemein⸗ 
ſchaft und gegen die Nation, fie ftellen 
die ſchlimmſte Art des Eigennutzes und 
der un gerechtfertigten Bereicherung des 
Einzelnen zum Schaden des Staates und 
damit aller anderen Angehörigen der 
Volksgemeinſchaft dar. 

Wer ſich ſeiner Steuerpflicht ganz oder teilweiſe 
entzieht, wer die Bücher oder Aufzeichnungen, zu 
deren Führung er ſteuergeſetzlich verpflichtet iſt, ſo 
führt, daß ſie zu einer geſetzwidrigen Verkürzung 
der Steuer führen, wer Vorgänge, die kraft Geſetzes der 
Steuer unterliegen, verſchweigt oder falſch an- 
gibt oder in ſonſtiger Weiſe dem Staat einen Be— 


8. Die beiden Arten des Steuerſtrafverfahrens, 

9. Die Leitſätze des gerichtlichen Verfahrens, 

10. Die Leitſätze des Verwaltungsſtrafverfahrens, 

11. Die Träger des Verwaltungsſtrafverfahrens, 

12. Die Träger des gerichtlichen Verfahrens, 

13. Ausſchließung und Ablehnung der Träger des Verwaltungs⸗ 
ſtrafverfahrens, 

14. Ausſchließung und Ablehnung der Träger des gerichtlichen 
Verfahrens, 

15. Auslegungsgrundſätze für das Steuerſtrafverfahren. 


trag vorzuenthalten verſucht, der dieſem kraft Geſetzes 
zukommt. begeht einen Betrug und einen Dieb⸗ 
ſtahl ſchwerſter Ark; N betrügt und beſtiehlt 
den Staat und damit die Volks gemeinſchaft, 
er betrügt die anderen Volksgenoſſen, er 
verkörpert die ſchlimmſte Art der Verneinung der Be⸗ 
griffe Volksgemeinſchaft und Nationalſozialismus.“ 


Je ſchädlicher die Auswirkungen eines Vergehens auf 
die Volksgemeinſchaft ſind, deſto ſchwerer muß dieſes Ver⸗ 
gehen beſtraft werden. Steuerbetrüger verdienen keiner⸗ 
lei Nachſicht, heute weniger als jemals zuvor. Der 
Steuerbetrüger kann ſich heute — ſieben Jahre nach der 
Machtergreifung durch den Nationalſozialismus — nicht 
mehr darauf berufen, daß er ſich bei der Begehung eines 
Steuervergehens über die ſchädlichen Auswirkungen ſeiner 
Tat nicht im klaren geweſen ſei. Die angeführten Leitſätze 
über die Bedeutung der Stenervergehen für Staat und 
Volksgemeinſchaft ſind heute bereits ſo weit Allgemeingut 
des Volkes geworden, daß jeder Volksgenoſſe, der trotzdem 
ein Steuervergehen begeht, ſich der Schwere ſeiner Tat voll⸗ 
kommen bewußt iſt. 


Ziel des Steuerſtrafverfahrens muß demgemäß die 
unnachſichtige Beſtrafung des Steuerbetrügers 
ſein (Hinweis auf Ronſiek, Das Steuerſtrafrecht, Band 10 
der Bücherei des Steuerrechts S. 12). 


2. Die Notwendigkeit beſchleunigter 
Steuerſtrafverfahren 
Es kommt im Steuerſtrafverfahren nicht allein darauf 
an, daß der Steuerbetrüger ſtreng beſtraft wird, ſondern 
vor allem darauf, daß er ſchnell beſtraft wird. 


Durchführung der 
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„Aufgabe der Strafrechtspflege iſt 
Schutz des Volkes vor dem Rechtsbrecher, 
Sühne für begangenen und Warnung vor künftigem 
Frevel, aber auch Schutz des Unſchuldigen vor ungerecht⸗ 
fertigter Verdächtigung. Daraus erwächſt die Pfl icht, 
zielbewußt und ſchnell den Sachverhalt 
aufzuklären“ (Hinweis auf die Allgemeine Verfügung 
des Reichsminiſters der Juſtiz vom 29. April 1935 — IL a 
18 213 — Deutſche Juſtiz S. 698). 

Die Weiſungen des Reichsminiſters der Juſtiz an die 
Strafverſolgungsbehörden zur beſchleunigten Einleitung 
und Durchführung aller Strafverfahren gelten ent- 
ſprechend für die Bearbeitung von Steuer⸗ 
ſtraf ver fahren (Hinweis auf Hennig, Beſchleunigte 
und richige Durchführung von Steuerſtrafverfahren, Ab- 
ſchnitt 2, DStg 1988 S. 1046). 

Die zielbewußte und ſchnelle Auf ⸗ 
klärung des Sachverhalts iſt die erſte Voraus ⸗ 
ſetzung für die beſchleunigte und richtige Durchführung 
der Steuerſtrafverfahren. Es genügt nicht, daß nur 
der Strafſachenbearbeiter mit den Beſtim⸗ 
mungen des Steuerſtrafver fahrens eingehend 
vertraut iſt. Jeder Beamte der Reichsfinanz⸗ 
verwaltung muß dieſe Beſtimmungen genau 
kennen, damit er ſchon bei der Aufdeckung 
der Steuervergehen unverzüglich die zweckdienlichen 
Maßnahmen treffen kann. 


3. Die Stellung des Steuerſtrafverfahrens innerhalb der 
Rechtsordnung 


Die Rechtsordnung umfaßt die Geſamtheit aller 
e die das Zuſammenleben der Menſchen bindend 
regeln. 

Dieſe Vorſchriften werden eingeteilt in: 

a) öffentliches Recht, 
b) Privatrecht. 


Das öffentliche Recht regelt „die Herrſchafts⸗ 
und Pflichtverhältniſſe der öffentlichen Rechtsgemeinſchaften 
— des Staates, der Gemeinden, der Kirche uſw.“ (Hinweis 
auf Enneccerus-Kipp⸗Wolff, Lehrbuch des Bürgerlichen 
Rechts, Erſter Band, erſte Abteilung, Allgemeiner Teil, 
18. bis 21. Auflage, $ 1 S. 1). 

Das P rivatrecht regelt die Beziehungen der ein⸗ 
zelnen zueinander. 

Ein Teil des öffentlichen Rechts iſt das 
Strafrecht. 

„Wir verſtehen unter Strafrecht im weiteren 
Sinn die Geſamtheit aller Rechtsſätze, die die Beſtrafung 
menſchlicher Handlungen zum Gegenſtand haben. 

Innerhalb des Strafrechts im weiteren Sinn unter- 
ſcheiden wir: 


a) das fachliche (materielle) Strafrecht = Strafrecht 
im engeren Sinn, 

b) das formelle Strafrecht 
recht. 


— 
— 


Strafverfahrens 


Das Strafrecht (im engeren Sinn) ift im Stra f- 
geſetzbuch (StGB) und feinen Nebengeſetzen geregelt. 
Es umfaßt die allgemeinen Rechtsſätze über die ftraf- 
baren Handlungen und über die Strafarten (88 ! bis 79 
StG) und die beſonderen Straftatbeſtände mit den 
dazugehörigen Strafandrohungen (88 80 u. f. StGB). 

Das Strafverfahrensrecht iſt in der Straf- 
prozeßordnung (StERO) und im Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz (GVch) geregelt. Es umfaßt die Rechtsſätze über den 
Gang des Strafverfahrens und über den Auf- 
bau der Strafgerichte. 

Das Steuerſtrafrecht iſt ein Sondergebiet des 
ſachlichen Strafrechts. 

Das Steuerſtrafverfahrensrecht 
Sondergebiet des Strafverfahrensrechts. 


Das Steuerſtrafrecht beantwortet die Fragen: 
Welches find die Tatbeſtandsmerkmale eines Steuer- 
vergehens? 


iſt ein 


Welche Strafe iſt für das Steuervergehen angedroht? 
a 1 ſchließen die Strafbarkeit aus oder heben 
ie auf 


Das Steuerſtrafverfahrensrecht 
wortet die Fragen: 


Welche Rechte und welche Pflichten haben die Steuer⸗ 

behörden bei der Erforſchung von Steuervergehen? 
Auf welchem Wege kann der Täter beſtraft werden? 
Wie iſt die Strafe zu vollſtrecken? 


Beide Sondergebiete, Steuerſtrafrecht und Steuer⸗ 
ſtrafverfahrensrecht, ſind im Dritten Teil der Reichs⸗ 
abgabenordnung geregelt. Die 88 391 bis 419 AO enthalten 
das Steuerſtrafrecht, die 88 420 bis 477 AD enthalten das 
Steuerſtrafverfahrensrecht. 

Die Unterſcheidung zwiſchen ſachlichem Steuerſtrafrecht 
so Steuerſtrafverfahrensrecht iſt für die Praxis von Be⸗ 

eutung. 


Beiſpiel: 

Für die Realſteuern gelten, ſoweit dieſe Steuern nicht 
von Finanzämtern und von Oberfinanzpräſidenten verwaltet 
werden, ſinngemäß alle Vorſchriften der Reichsabgaben⸗ 
ordnung über das ſachliche Steuerſtrafrecht ($ 4 Abſatz 2 
Ziffer 5 AO). Von den ſtraf verfahrensrechtlichen 
Vorſchriften der Reichsabgabenordnung find nur die Beſtim⸗ 
mungen über das gerichtliche Verfahren, nicht aber die 
Beſtimmungen über das Verwaltungs ſtraſverfahren 
anzuwenden (Hinweis auf Ronſtek, Das Steuerſtrafrecht, 
Band 10 der Bücherei des Steuerrechts, Abſchnitt 62 S. 108). 


beant⸗ 


4. Die Entwicklung des Steuerſtrafverfahrens 


Das Steuerſtrafverfahren war bis zum Inkrafttreten 
der Neichsabgabenordnung (23. Dezember 1919) in 
landes rechtlichen Vorſchriften geregelt. Die 
Strafprozeßordnung vom 1. Februar 1877 regelte 
zwar das Strafverfahren für das ganze Deutſche Reich ein⸗ 
heitlich. Das Einführungsgeſetz zur Strafprozeß⸗ 
ordnung beſtimmte aber für das Steuerſtra fver⸗ 
fahren in 86 Abſatz 2 folgendes: 

„Unberührt bleiben 
lichen Beſtimmungen: 
ee 


die landesgeſetz⸗ 


EN 

3, über das Verfahren im Verwaltungswege bei Über⸗ 
tretungen, wegen deren die Polizeibehörden zum Er⸗ 
laß einer Strafverfügung befugt ſind, und bei aus 
widerhandlungen gegen die Vorſchrif⸗ 
ten über die Erhebung öffentlicher 
Abgaben und Gefälle, inſoweit nicht die 
88 458, 455 und 459 bis 463 der Strafprozeßordnung 
abändernde Beſtimmungen treffen.“ — 


Die angeführten 88 453, 454 und 455 (jetzt die 88 413, 
414 und 415) betrafen das „Verfahren noch vorangegangener 
polizeilicher Strafverfügung“, die 88 459 bis 463 (jetzt die 
88 419 bis 423) enthielten die Beſtimmungen über das „Ver⸗ 
fahren bei Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften über 
die Erhebung öffentlicher Abgaben und Geſälle“. Die Straf. 
prozeßordnung umgrenzte in diefen Beſtimmungen lediglich 
die Zuläſſigkeit des Verwaltungsſtrafverfahrens, regelte den 
Inhalt des Strafbeſcheids und traf einige Anordnungen für 
das auf jeden Fall zugelaſſene gerichtliche Verfahren. Die 
weſentliche Grundlage für das Steuerſtrafverfahren bildete 
nach wie vor das Landesrecht. 


Beifptel: 
Das preußiſche Verwaltungsſtrafgeſetz vom 26. Juli 1897. 


Erſt die Reichs 
einheitliche reichs rechtliche Reg 8 
ſtrafverfahrens. Wir finden aber die für das Steuerſtrafver⸗ 
fahren in Betracht kommenden Beſtimmungen nicht 8 
ſchöpfend in der Reichsabgabenordnung zuſammengefaßt. 
Neben der Reichsabgabenordnung enthalten einige andere 
Reichsgeſetze für das Stenuerſtrafverfahren wichtige Vor⸗ 
ſchriften, die im folgenden Abſchnitt behandelt ſind. 


Regelung des Steuer 


* 


abgabenordnung brachte eine 


Fi 


5. Die heutigen geſetzlichen Grundlagen für das Steuerſtraf⸗ 
verfahren 
Wir finden die geſetzlichen Grundlagen für das Steuer⸗ 
ſtrafverfahren in den folgenden Beſtimmungen: 


a) in den §88 420 bis 477 AO, die das Verwaltungs ⸗ 
ſtrafverfahren und das gerichtliche Ver⸗ 
fahren in Steuerſtrafſachen behandeln, 

im Steueranpaſſungsgeſetz vom 16. Oktober 

N 1934 (RGBl I S. 925), 

c) ergänzend — d. h. ſoweit die Steuergeſetze nichts 

4 Abweichendes vorſchreiben — gilt 8 420 AO gemäß die 

| Strafprozeßordnung, 

d) im Gerichtsverfaſſungsgeſetz vom 27. Januar 

1877 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 22. März 

1924 (RGBI I S. 299), 

e) in Staatsverträgen (Hinweis auf Moſer, Das 

£ Strafverfahren nach der Reichsabgabenordnung, Ein- 

8 leitende Überſicht, 85 Ziffern 5 und 6 S. 12), 

ft) im Gerichtskoſtengeſetz (ERS) in der Faſſung 

7 der Bekanntmachung vom 5. Juli 1927 (RG BI 1 S. 152), 

g) in der Gebührenordnung für Zeugen und 

| Sachverſtändige in der Faſſung der Bekannt— 

machung vom 21. Dezember 1925 (RG BBI I S. 470), 

h) in der Verein fachungs verordnung VO über 
Maßnahmen auf dem Gebiete der Gerichtsverfaſſung und 
der Rechtspflege vom 1. September 1939 — RGI I 
S. 1658; RStBl S. 981; RZBl S. 791), 

i) in der Zuſtändigkeitsverordnung (VO über 
die Zuſtändigkeit der Strafgerichte, die Sondergerichte 
und ſonſtige ſtrafverfahrensrechtliche Vorſchriften vom 
21. Februar 1940 — RGBl I S. 405). 


6. Was find „Steuervergehen“? 

h Gegenſtand des Steuerſtrafverfahrens find nach der 
in Abſchnitt 1 gegebenen Begriffsbeſtimmung nur „Steuer⸗ 
vergehen“. 

ö Steuervergehen find ſtrafbare Ver⸗ 
letzungen von Pflichten, die die Steuer⸗ 
geſetze im Intereſſe der Veſteuerung auf- 
erlegen. 

Dieſe in § 392 Abſatz 1 AO — alſo im ſachlichen 
Strafrecht der Reichsabgabenordnung — gegebene Be— 
griffsbeſtimmung hat § 421 AO durch den Hinweis auf 
8 392 AO in den verfahrensrechtlichen Teil der 
Reichsabgabenordnung übernommen und damit für das 
Steuerſtrafverfahren als gültig erklärt (Hinweis auf Moſer, 
Das Strafverfahren nach der Reichsabgabenordnung, An⸗ 
merkung V zu § 421 AO S. 110). 

Den Begriff Steuervergehen hat erſt Artikel I 
Nr. 23 des Geſetzes zur Anderung der Reichs⸗ 
abgabenordnung vom 4. Juli 1939 (RGI I S. 1181) 
eingeführt. Die Reichsabgabenordnung verwendete dafür 
früher den Begriff Steuerzuwiderhandlung. Das 
Anderungsgeſetz paßt die Begriffe der Reichsabgabenord⸗ 
nung den Begriffen des Strafgeſetzbuchs an. Das 
Strafgeſetzbuch bezeichnet als Vergehen eine Handlung, 
die mit Feſtungshaft bis zu fünf Jahren, mit Gefängnis 
oder mit Geldſtrafe von mehr als 150 RM oder mit Geld» 
ſtrafe ſchlechthin bedroht iſt (8 1 Abſatz 2 StB). Alle 
Steuer zuwiderhandlungen — auch die Steuer- 
ordnungswidrigkeit — waren der angedrohten Strafe nach 
Vergehen im Sinn des Strafgeſetzbuchs. Es iſt mithin 
folgerichtig, daß das Anderungsgeſetz die Verletzungen 
ſteuerlicher Pflichten als Steuervergehen bezeichnet. 
* Mit Recht weiſt Rahn in ſeinem Aufſatz „Neugeſtaltung 
des Zoll- und Verbrauchſteuerſtrafrechts durch das Geſetz 
vom 4. Juli 1939“ (Hinweis auf Zu“ 1940 Nr 14, Ab» 
ſchnitt 2 S. 156) auf einen zweiten Geſichtspunkt hin, der für 
die Umtaufe des Begriffs Steuerzuwiderhand⸗ 
lung in Steuervergehen ſpricht. Die Bezeichnung 

tenerbergehen bringt zum Ausdruck, daß nach 
nationalſozialiſtiſcher Weltanſchau ung 


Verletzungen ſteuerlicher Pflichten weſentlich ſtrenger 
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beurteilt werden als früher (Hinweis auf Abſchnitt 1). 
Zuwiderhandlung wies zu ſtarke Ahnlichkeit auf mit 
Übertretung. Übertretung iſt & 1 Abſatz 3 StGB 
gemäß eine mit Haft oder Geldſtrafe bis zu 150 RM bes 
drohte Handlung. Die Übertretungen bilden die 
leichteſte Art der ſtrafbaren Handlungen. So konnte die 
Auffaſſung Platz greifen, es handle ſich auch bei den Steuer⸗ 
zuwiderhandlungen nur um leichtere Straftaten. Dieſen 
Mangel beſeitigt das Anderungsgeſetz. Es ſtellt durch die 
Verwendung des Begriffs Steuervergehen in einer 
jedem Laien verſtändlichen Weiſe klar, daß es ſich bei den 
Verſtößen gegen die Stenergeſetze um ſchwerere Verletzungen 
der Rechtsordnung handelt. 

§ 392 Ablag 1 AO gemäß iſt die ſtrafbare Verletzung 
von Pflichten nur dann ein Steuervergehen, wenn 
dieſe Pflicht in einem Steuergeſetz auferlegt iſt. 

Steuergeſetze im Sinn der Reichsabgabenordnung 
find (§ 2 Abſatz 2 AO): 


a) 1 Reichsabgabenordnung und das Steueranpaſſungs⸗ 
geſetz, 

b) das Reichsbewertungsgeſetz, 

c) die ſteuerlichen Vorſchriften des Finanzausgleichsgeſetzes, 

d) das Geſetz über gegenſeitige Veſteuerung, 

e) die Geſetze und Rechtsverordnungen, die die einzelnen 
Stenern, für deren Verwaltung die Reichsabgaben— 
ordnung gilt, regeln oder ſichern (zu dem Begriff 
„Rechtsverordnung“ Hinweis auf Barske, Die Reichs⸗ 
abgabenordnung, Band 9 der Bücherei des Steuerrechts, 
2. Auflage, Abſchnitt 5 S. 24). 


Beiſpiele zu e: 

das Einkommenſteuergeſetz vom 27. Februar 1939 (RGBI J 
S. 297 und RStBl S. 337), 

das Umſatzſteuergeſetz vom 16. Oktober 1934 (RGBl I 
S. 942 und RStBl S. 1166), 

die Verordnung über die Führung eines Wareneingangs— 
buchs bom 20. Juni 1935 (Dresdner Verordnung — RGBBl L 
S. 752 und RStbl S. 881), 

die Verordnung über die Verbuchung des Warenausgangs 
(Warenausgangsverordnung) vom 20. Juni 1930 (RGBl J 
S. 507 und NStBl ©. 687). 


Eine in einem Steuergeſetz unter Strafe geſtellte 
Pflichtverletzung fällt aber $ 392 Abſatz 1 AO gemäß nur 
dann unter den Vegriff Steuervergehen, wenn die 
Pflicht im Intereſſe der Beſteuerung auf- 
erlegt iſt. Iſt in einem Steuergeſetz eine Pflicht aus 
geſundheits polizeilichen oder anderen Er⸗ 
wägungen heraus auferlegt, ſo ſtellt die Verletzung einer 
ſolchen Pflicht kein Steuervergehen dar. 
Beiſpiel: 

Die §§ 43 u. f. TabStG enthalten Verkehrsbeſchränkungen 
für Tabakerſatzſtoffe. Dieſe Beſchränkungen ſchützen nicht 
ſteuerliche Belange. Zuwiderhandlungen gegen die 
SE 43 u. f. TabStG find alfo keine Steuervergehen. 
Dieſe Zuwiderhandlungen werden aber verfahrens recht⸗ 
lich als Steuervergehen behandelt (Hinweis auf Abſchnitt 7 e). 


7. Zuwiderhandlungen, die den „Steuervergehen“ gleich— 
geſtellt ſind 
Der Geſetzgeber hat eine Reihe von Zuwider⸗ 
handlungen, die nicht die im vorigen Abſchnitt an⸗ 
geführten Vorausſetzungen erfüllen, den Steuer- 
vergehen gleichgeſtellt. Er wollte dadurch den 
Finanzämtern und den Hauptzollämtern die Möglichkeit 
geben, dieſe Zuwiderhandlungen im Verwaltungs- 
ſtraf verfahren zu verfolgen. Die wichtigſten Fälle 
ſind folgende (Hinweis auf Moſer, Das Strafverfahren nach 
e Anmerkung IV zu § 421 AO 
a) § 392 Abſatz 2 AO in der Faſſung des Anderungsgeſetzes 
vom 4. Juli 1939 gemäß find Steuervergehen „auch der 
Bannbruch und eine Begünſtigung, die einer 
Perſon, die ein Steuervergehen begangen hat, gewährt 
wird“. Der Bannbruch iſt dadurch in den Kreis der 
Steuervergehen neu einbezogen. Die Begünſtigung des 
Täters eines Stenervergehens galt vor der Neufaſſung 
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des § 392 Abſatz 2 AO als Steuerzumwibder- 
handlung; ? 

Auf Zuwiderhandlungen gegen das Bürgerſteuer⸗ 
geſetz find die Vorſchriften der Reichsabgabenordnung 
über das Strafrecht und über das Strafverfahren 
sinngemäß anzuwenden. Für die Durchführung des 
Strafverfahrens tritt an die Stelle des Finanzamts der 
Bürgermeiſter, an die Stelle des Oberfinanzpräſidenten 
die Aufſichtsbehörde der Gemeinde und an die Stelle des 
Reichsminiſters der Finanzen der Reichsminiſter des 
Innern. 

Erfüllt ein Arbeitgeber nicht ſeine Pflichten zur 
Einbehaltung und zur Abführung der Bürgerſteuer, ſo 
gelten dieſe Pflichtverletzungen als Steuervergehen 
(Hinweis auf die §8 25 und 30 des Bürgerſteuergeſetzes 
vom 20. November 1937 — NEB I S. 1261; RStBl 
S. 1189 — in der Faſſung des Erſten Geſetzes zur Ande⸗ 
rung des Bürgerſteuergeſetzes vom 31. Oktober 1938 — 
NER TTS. 1543; RStl S. 969 — und der Dritten 
Verordnung über die Vereinfachung der Verwaltung 
vom 30. März 1940 — RED I S. 566; RStBl S. 371); 
c) Die Vorſchriften der Reichsabgabenordnung über das 

Strafverfahren gelten ſinngemäß für diejenigen 
öffentlich-rechtlichen Abgaben, die unter 
die Vorſchrift des § 18 Ziffer 5 Satz 1 AO fallen, ſoweit 
dieſe Abgaben von Finanzämtern und Oberfinanzpräſi⸗ 
denten verwaltet werden (Hinweis auf 8 7 AD); 
Beiſpiel: 

Die Beiträge des Reichsnährſtands. 


Verſtößt die Ausfuhr oder die Einfuhr von Waren gegen 
das Geſetz über Aus⸗ und Einfuhrverbote 
vom 25. März 1939 (RGBVBI I S. 578; R Bl S. 509), fo 
find § 4 dieſes Geſetzes gemäß die Strafbeſtimmungen 
und die Verfahrensbeſtimmungen der Reichsabgaben⸗ 
ordnung über den Bannbruch anzuwenden. 

Dieſe Vorſchrift gilt ſinngemäß für Bumiber- 
handlungen gegen Durchfuhrverbote (Hinweis 
auf § 1 Abſatz 2 der Verordnung über Durchfuhrverbote 
vom 14. Mai 1940 — RGBl I S. 786; R3Bl ©. 136); 
e) Zuwiderhandlungen gegen die Verkehrsbeſchrän⸗ 

kungen für Tabakerſatzſtoffe werden ver⸗ 
fahrensrechtlich wie Steuervergehen behandelt (Hinweis 
auf die §8 43, 46, 47 und 80 TabStG); 

f) Werden bei der Bierbereitung unzuläſſige 
Stoffe verwendet, fo gelten für das Gtrafver- 
fahren die Vorſchriften der Reichsabgabenordnung über 
das Steuerſtrafverfahren (Hinweis auf die 88 18 bis 20 
des Bierſteuergeſetzes); 

g) Auf Monopolvergehen (3. B. Hinterziehung des 
Branntweinaufſchlags) find die §8 420 bis 477 AO ent ⸗ 
ſprechend anwendbar (Hinweis auf die 88 119 bis 128 
und 132 des Geſetzes über das Branntweinmonopol in 
der Faſſung des Geſetzes zur Anderung des Geſetzes 
über das Branntweinmonopol vom 25. März 1939 — 
NEL 1 S. 601; RZ Bl S. 549). 

Für das Strafverfahren in den Fällen der §8 129 
bis 131 des Branntweinmonopolgeſetzes (ſtrafbare Hand— 
lungen auf dem Gebiet des Lebensmittelrechts 
uſw.) find nur die ordentlichen Gerichte zu- 
ſtändig. 

Der Monopolausgleich, die Brannt⸗ 
weiner ſatzſteuer, die Branntwein ⸗ 
zuſchlagſteuer und die Eſſigſäureſteuer 
find Steuern im Sinn der Reichsabgabenordnung (Sin: 
weis auf die 88 151, 159 a, 159 h, i und 160 des Brannt- 
weinmonopolgeſetzes). Hinterziehungen dieſer Steuern 
find? Steuervergehen und als ſolche im Steuer- 
ſtrafverfahren zu verfolgen. Ein beſonderer Hinweis des 
Geſetzgebers auf die Zuläſſigleit des Steuerſtrafver⸗ 
fahrens für die Verfolgung dieſer Hinterziehungen war 
nicht erforderlich; 

h) Auf das Strafverfahren in den Fällen der 88 40 bis 48 

des Zündwarenmonopolgeſetzes vom 29. Ja⸗ 

nuar 1930 (RG BI 1 S. 11; R Bl S. 321) find § 44 dieſes 


b) 


d 


— 
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Geſetzes gemäß die für Stenervergehen geltenden 

Strafverfahrensbeſtimmungen der Reichsabgabenordnung 

ſinngemäß anzuwenden; 
i) Wer den Vorſchriften des Geſetzes über die 
Statiſtik des Warenverkehrs mit dem 
Ausland oder den auf Grund dieſes Geſetzes er⸗ 
laſſenen Durchführungsverordnungen und Ergänzungs- 
vorſchriften zuwiderhandelt, kann mit Ordnungs⸗ 
ftrafe beſtraft werden. Für dieſe Ordnungsſtrafe 
gelten die Vorſchriften der Reichsabgabenordnung über 
das Steuerſtrafver fahren entſprechend 
(Hinweis auf § 15 des Geſetzes über die Statiſtik des 
Warenverkehrs mit dem Ausland vom 31. März 1939 — 
RGBl I S. 645). 

Zuwiderhandlungen gegen die genannten Beſtim⸗ 
mungen können aber auch den Tatbeſtand eines 
Steuervergehens (Steuerhinterziehung, Steuer⸗ 
gefährdung, Steuerhehlerei) erfüllen; denn die ſtati⸗ 
ſtiſche Abgabe iſt eine Verbrauchſteuer im 
Sinn der Reichsabgabenordnung (§ 14 Abſatz 4 
GStat MVB). Dann gelten die Strafverfahrensvor⸗ 
ſchriften der Reichsabgabenordnung nicht bloß ent⸗ 
ſprechend, ſondern ſie ſind unmittelbar anzuwenden. 
Die Hauptzollämter können den Deviſen bann⸗ 
bruch und die mißbräuchliche Verwendung von 
Regiſtermarkbeträgen unter den Voraus⸗ 
ſetzungen der 88 87 und 88 Dev im Verwaltungsſtraf⸗ 


k) 


verfahren verfolgen (Hinweis auf 8 90 des Geſetzes über 


die Deviſenbewirtſchaftung vom 12. Dezember 1938 — 


RGBI 1 S. 1733 und auf die Dienſtanweiſung für die 


Deviſenüberwachung, § 103 Abſatz 3 S. 96). 


8. Die beiden Arten des Steuerſtrafverfahrens 
Die Reichsabgabenordnung unterſcheidet zwei Arten 
des Steuerſtrafverfahrens: 
a) das Verwaltungsſtrafverfahren ($$ 421 bis 
460 AD), 
b) das gerichtliche Verfahren (8s 461 bis 476 AO). 


Die Anwendungsgebiete dieſer beiden Ver⸗ 
fahrensarten ſind verſchieden (Hinweis auf Ronſtek, 
Das Steuerſtrafrecht, Band 10 der Bücherei des Steuer⸗ 
rechts, Abſchnitt 82 S. 108). 

Im Verwaltungsſtrafverfahren 
verfolgt werden: 

a) Vergehen gegen die Reichs ſteuergeſetze, 

b) Vergehen gegen die Rea lſteuergeſetze, ſoweit die Real⸗ 
ſteuern von Finanzämtern und von Ober ⸗ 
finanzpräſidenten verwaltet werden ($ 4 Ab⸗ 
ſatz! AO), 

c) Zuwiderhandlungen gegen 2 
Abgaben im Sinn von 8 18 Ziffer 5 AO, ſoweit ſie 
von Finanzämtern und von Oberfinanz⸗ 
präfidenten verwaltet werden ($ 7 AD). 


Im Verwaltungsſtrafverfahren 
nicht verfolgt werden: 


können 


a) Vergehen gegen die Landes ſteuergeſetze, gegen die 


Gemein de ſteuergeſetze und gegen die Kirchen- 
ſteuergeſetze, 

b) Vergehen gegen die > 
ftenern nicht von Finanzämtern und von Oberfinanz⸗ 
präſidenten verwaltet werden. 


Die Vorſchriften der Reichsabgabenordnung über das 
gerichtliche Verfahren in Steuerſtrafſachen gelten 


für al le öffentlich-rechtlichen Abgaben (8 8 Abſatz 2 AD). 


Für die Zulaſſung eines beſonderen Verwal- 
tungsſtrafverfahrens neben dem allgemeinen 
gerichtlichen Verfahren bei der Strafverfolgung von Steuer⸗ 
vergehen ſprechen folgende Gründe: 


a) Für die Erforſchung und Beurteilung von Steuerver⸗ 
gehen ſind beſondere Kenntniſſe auf dem Gebiet des 


öffentlich⸗rechtliche 


Real ſteuergeſetze, ſoweit die Real⸗ 


können 


Steuerrechts erforderlich. Dieſe ſteuerrechtliche n 
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Sonderkenntniſſe beſitzen die Steuerbehörden, 
nicht aber die Gerichte; 

b) Das Verwaltungsſtrafverfahren wickelt ſich in ein⸗ 
facheren Formen ab als das gerichtliche Straf- 
verfahren. Dadurch iſt eine ſchnellere Erledi⸗ 
gung der Steuerſtrafſachen möglich; 

c) Die Gerichte werden dadurch, daß der überwiegende 
Teil der Steuerſtrafſachen reſtlos durch die Steuer— 
behörden im Verwaltungsſtrafverfahren erledigt wird, 
erheblich entlaſtet. 

Früher wurde zugunſten des Verwaltungsſtrafver— 
fahrens ein vierter Geſichtspunkt geltend gemacht. 
Es wurde behauptet, die Steuervergehen ſeien lediglich 
ſogenannte Ver waltungsdelikte und keine 
Juſtizdelikte. 

Als Verwaltungsdelikte werden Zuwider⸗ 
handlungen angeſehen, die nur einen Ungehorſam 
gegen Verwaltungsanordnungen darſtellen 
und die weder ehrenrührig noch ſittenwidrig ſind. 

Als Juſtizdelikte gelten Zuwiderhandlungen, die 
die allgemeine Volksanſchauung für ehrenrührig oder 
ſittenwidrig hält. 

Aus dieſem Gegenſatz zog man folgende Schlußfolge⸗ 
rung: Die Verfolgung der Verwaltungsdelikte 
ſei grundſätzlich Aufgabe der Verwaltungsbehörden. Die 
Verletzung ſteuerlicher Pflichten ſtelle lediglich einen Un- 
gehorſam gegen Verwaltungsanordnungen dar. Dem⸗ 
gemäß müßten die Steuervergehen durch die 
Steuerbehörden verfolgt werden. 

Dieſe Auffaſſung iſt heute unhaltbar. Steuer⸗ 
vergehen ſind nach nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung 
Vergehen gegen die Volksgemeinſchaft 
(Hinweis auf Abſchnitt 1). Sie können nicht mehr als Ver⸗ 
waltungsdelikte angeſehen werden. Der erwähnte vierte 
Geſichtspunkt kann als Grund für die Zulaſſung des Ver⸗ 
waltungsſtrafverfahrens nicht mehr anerkannt werden. Die 
unter a bis o genannten Gründe dagegen rechtfertigen nach 
wie vor die Beibehaltung des Verwaltungsſtrafverfahrens. 


9. Die Leitſätze des gerichtlichen Verfahrens 

Die Wiſſenſchaft hat mehrere Grundſätze auf⸗ 
geſtellt, die für die Geſtaltung des gerichtlichen 
Verfahrens maßgebend geweſen ſind. Das Ver⸗ 
waltungsſtrafverfahren weicht von dieſen Grundſätzen 
weſentlich ab. 

Die Finanzämter haben es in der Hand, ob 
fie eine Steuerſtrafſache im Verwaltungsſtrafverfahren oder 
im gerichtlichen Verfahren erledigen wollen (§S 425 AD). 
Die Hauptzollämter wirken im gerichtlichen Verfahren als 
Nebenkläger mit (88 467 und 472 AO). Sie müſſen 
deshalb mit den Grundſätzen, die die beiden Verfahren be⸗ 
herrſchen, vertraut ſein. 


a) Der Anklagegrundſatz (das Akkuſationsprinzip) 
§ 151 StPO beſtimmt: 
„Die Eröffnung einer gerichtlichen Unterſuchung 
iſt durch die Erhebung einer Klage bedingt.“ 


Iſt eine ſtrafbare Handlung begangen, ſo darf nach 
dieſer Vorſchrift der Richter nicht von Amts wegen, 
ſondern nur auf eine Klage (accusatio) hin 
einſchreiten. Zur Erhebung dieſer Klage iſt grund ⸗ 
ſätzlich die Staatsanwaltſchaft berufen (§ 152 
SPO). 

Das Finanzamt tritt nur ausnahms⸗ 
weiſe ſelbſtändig als Kläger auf. Es kann die öffent⸗ 
liche Klage ſelbſt erheben, wenn die Staatsanwaltſchaft 
einen Antrag auf Verfolgung eines Steuervergehens 
abgelehnt hat ($ 472 Abſatz 2 AO). 


b) Der Grundſatz des Verfolgungszwangs 
(das Legalitätsprinzip) 

Dieſer Grundſatz hat ſeinen geſetzlichen Niederſchlag 
in 8 152 Abſatz 2 StPO gefunden. Dieſe Vorſchrift 
autet: 

„Sie (die Staatsanwaltſchaft) iſt, ſoweit nicht 
geſetzlich ein anderes beſtimmt iſt, verpflichtet, wegen 


aller gerichtlich ſtrafbaren und verfolgbaren Hand⸗ 
lungen einzuſchreiten, ſofern zureichende tatſächliche 
Anhaltspunkte vorliegen.“ 


Die Staatsanwaltſchaft iſt hiernach ver⸗ 
pflichtet, bei hinreichendem Verdacht einer ſtraf— 
baren Handlung den Sachverhalt zu erforſchen und die 
öffentliche Klage zu erheben. Die Staats⸗ 
anwaltſchaft darf ſtrafbare Handlungen nicht aus Zweck⸗ 
mäßigkeitserwägungen unverfolgt laſſen. 


c) Der Grundſatz der Mündlichkeit 

Der Grundſatz der Mündlichkeit iſt in der Straf- 
prozeßordnung nicht ausdrücklich verankert. Er ergibt 
ſich vor allem aus den Beſtimmungen der Strafprozeß— 
ordnung über die Hauptverhandlung. 

Der Grundſatz der Mündlichkeit bedeutet, daß nicht 
der Akteninhalt, ſondern der mündlich vor- 
getragene Sachverhalt die Grundlage 
der richterlichen Entſcheidung zu bilden hat. 


d) Der Grundſatz der Unmittelbarkeit 

Der Inhalt des Grundſatzes der Unmittelbarkeit iſt 
folgender: Die Verhandlung und die Beweisaufnahme 
müſſen unmittelbar vor dem erkennenden 
Gericht erfolgen. Beweisaufnahmen, die durch ein 
anderes Gericht erfolgt ſind, dürfen nur ausnahmsweiſe 
der richterlichen Entſcheidung zugrunde gelegt werden. 
Beiſpiel: 

Augenzeugen ſind in der Hauptverhandlung zu ver⸗ 
nehmen. Die Vernehmung darf nicht durch Verleſung der 
Niederſchrift über eine frühere Vernehmung erſetzt werden 
(§ 250 StPO). 

Beiſpiel für einen Ausnahmefall: 

Ein Zeuge iſt für längere Zeit erkrankt und kann in 
der Hauptverhandlung nicht erſcheinen. Das Gericht ordnet 
ſeine Vernehmung durch einen beauftragten oder erſuchten 
Richter an. Die Niederſchrift über die Vernehmung des 
Zeugen darf in der Hauptverhandlung verleſen werden 
(88 103, 223 und 251 StRO). 


e) Der Grundſatz der Of fentlichkeit 
8169 GVG gemäß iſt die Verhandlung vor 
dem erkennenden Gericht einſchließlich der Verkündung 
der Urteile und Beſchlüſſe öffentlich. Es können alſo 
unbeteiligte Perſonen einer Gerichtsverhandlung bei⸗ 
wohnen. 


Beiſpiel für eine Ausnahme: 
Das Gericht kann die Öffentlichkeit ausſchließen, wenn 
die Verhandlung eine Gefährdung der Sittlichkeit beſorgen 
läßt (§S 172 GVG). 


f) Der Grundſatz der freien Beweiswürdi— 
gung 
Das Gericht entſcheidet über das Ergebnis 
der Beweisaufnahme nach ſeiner freien, aus dem 
Inbegriff der Verhandlung geſchöpften Uberzeu⸗ 
gung (§ 261 StPO). Das Geſetz ſchreibt dem Gericht 
nicht vor, unter welchen Vorausſetzungen eine Tatſache 
als bewieſen anzuſehen iſt. Das Gericht iſt an keine Be⸗ 
weisregeln gebunden. 
Beiſpiel: 
Es ſteht im freien Ermeſſen des Richters, ob er einem 
Geſtändnis des Angeklagten Glauben ſchenken will oder nicht. 


9) Der Grundſatz der ſachlichen Wahrheits⸗ 
erforſchung (die Inquiſitionsmarime) 


Im Strafverfahren müſſen Gericht und 
Staatsanwaltſchaft von Amts wegen die Wahrheit 
erforſchen. 

Den Gegenſatz zum Grundſatz der ſachlichen 
Wahrheitserforſchung bildet der Verhandlungs- 
grundſatz, der im bürgerlichen Rechtsſtreit (Zivil⸗ 
prozeß) gilt. Dort haben die Parteien (Kläger und 
Beklagter) den Tatſachenſtoff beizubringen und die Be— 
weiſe dafür zu beſchaffen. Der Richter braucht nur zu 
prüfen, inwieweit der von den Parteien vorgetragene 
Sachverhalt als wahr anzuſehen iſt. Man bezeichnet 
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daher den Verhandlungsgrundſatz auch als Grundſatz der 
formellen Wahrheitserforſchung. 


h) Der Grundſatz der Laienbeteiligung 


Die Strafprozeßordnung ſieht in weitem Umfang 
eine Beteiligung von ehrenamtlichen 
Richtern vor, um das Vertrauen des Volkes zur 
Strafrechtspflege zu ſtärken (3. B. bei den Schöffen⸗ 
gerichten, den Strafkammern, den Schwurgerichten). 

Die Vereinfachungsvererdnung (Hin 
weis auf Abſchnitt 5 h) hat dieſe Laiengerichts⸗ 
barkeit beſeitigt. Dieſen Nachteil broucht die 
Strafrechtspflege aber nur für die Dauer des 
Krieges in Kauf zu nehmen. Die Beſeitigung der 
Laiengerichtsbarkeit iſt keine endgültige Maß⸗ 
nahme (Hinweis auf den Aufſatz. „Kriegsſtrafrecht und 
Kriegsſtrafverfahrensrecht“ von Prof. Dr. Edmund 
Mezger in der „Zeitſchrift der Akademie für Deutſches 
Recht“ 1940 Heft 4 S. 59). 


10. Die Leitſätze des Verwaltungsſtrafverfahrens 

Von den Grundſätzen, die für die Geſtaltung des gericht- 
lichen Verfahrens maßgebend geweſen ſind, ſind folgende 
auch im Verwaltungsſtrafverfahren zu be 


achten: 


a) der Grundſatz des Verfolgungszwangs (Hin 
weis auf Abſchnitt 9 b), 

b) der Grundſatz der freien Beweiswürdigung 
(Hinweis auf Abſchnitt 9 9), 

c) der Grundſatz der ſachlichen Wahrheitser⸗ 
forſchung (Hinweis auf Abſchnitt 9 g). 


Dagegen gelten folgende Grundſätze für das Verwal⸗ 
tungsſtrafverfahren nicht: f 


a) der Grundſatz der Unmittelbarkeit (Hinweis auf 
Abſchnitt 9 d), 

b) der Grundſatz der Offentlichkeit (Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 9e), 

c) der Grundſatz der Laien beteiligung (Hinweis auf 
Abſchnitt 9 h). 


Eine weſentliche Abweichung von den Grund— 
ſätzen des gerichtlichen Verfahrens enthalten folgende beiden 
Grundſätze, die das Verwaltungsſtrafver⸗ 
fahren beherrſchen: 


a) Der Grundſatz des Amtsbetriebs (Dffizial- 
betriebs) 

Der Grundſatz des Amtsbetriebs bedeutet, daß 
das Finanzamt von Amts wegen gegen den 
Beſchuldigten einzuſchreiten hat. Dieſer Grundſatz 
bildet den Gegenſatz zum Anklagegrundſatz, nach dem der 
Richter nur auf eine Klage hin vorgehen darf 
(Hinweis auf Abſchnitt 9 a). 

Das Finanzamt vereinigt im Verwaltungs- 
ſtrafverfahren in ſich die Aufgaben der Anklage; 
behörde (der Staatsanwaltſchaft) und des Rich- 
ters. Das Verwaltungsſtrafverfahren 
ſtellt dadurch an die Finanzämter be⸗ 
ſonders hohe Anforderungen. Die 
Finanzämter können durch ſachliches, 
porurteilslofe3 und unparteiliches Vor⸗ 
gehen bei der Verfolgung von Steuer⸗ 
vergehen viel dazu beitragen, daß jeder 
Volksgenoſſe dem Verwaltungsſtrafver⸗ 
fahren dasſelbe Vertrauen entgegen- 
bringt wie dem gerichtlichen Verfahren. 

b) Der Grundſatz der Schriftlichkeit 

Im Verwaltungsſtrafverfahren bildet 
das in den Akten ſchriftlich Niedergelegte die 
Grundlage für die Entſcheidung des Finanzamts. Die 
Grundlage der richterlichen Entſcheidung dagegen 
bildet der in der Hauptverhandlung mündlich vor⸗ 
getragene Sachverhalt (Grundſatz der Mündlichkeit — 
Hinweis auf Abſchnitt 9 c). 


Trotz der Verſchiedenheiten, die zwiſchen dem Verwal⸗ 
tungsſtrafverfahren und dem gerichtlichen Verfahren be⸗ 
ſtehen, bringt das Verwaltungsſtraf verfahren 
für den Beſchuldigten keinerlei Rechts nachteile 
mit ſich. Dem Beſchuldigten iſt die Möglichkeit offen gelaſſen, 
die gerichtliche Entſcheidung zu beantragen, wenn er ſich 
durch die Entſcheidung des Finanzamts beſchwert fühlt 
(8450 AD). Ja, fo mancher Beſchuldigte erblickt in der Bei⸗ 
behaltung des Verwaltungsſtrafverfahrens einen Vor- 
teil, weil ihm dadurch die Unannehmlichkeiten einer 
öffentlichen Gerichtsverhandlung und die im 
gerichtlichen Verfahren entſtehenden höheren Koſten er- 
ſpart bleiben. 


11. Die Träger des Verwaltungsſtrafverfahrens 


Die Reichsabgabenordnung verwendet in den Beſtim⸗ 
mungen über die Träger des Verwaltungsſtrafverfahrens 
(z. B. in den 88 421 und 440 AO) drei Begriffe: 


a) Finanzämter, 
b) Hilfſtellen der Finanzämter, 
c) Beamte der Finanzämter. 


Auf dem Gebiet der Zölle und Verbrauchſteuern treten 
an die Stelle der Finanzämter die Hauptzoll⸗ 
ämter und an die Stelle der Hilfſtellen der 
Finanzämter die Zollämter. Zur Gruppe Be⸗ 
amte der Finanzämter gehören alle Beamten 
des Grenz- und Steueraufſichtsdienſtes 
(Hinweis auf Michaelis, Das Steuerſtrafverfahren nach der 
Reichsabgabenordnung, § 4 S. 16). 

In manchen Fällen (z. B. in § 441 Abſatz 4 AO) ſind 
unter dem Begriff Finanzämter nicht nur die Haupt⸗ 
zollämter ſelbſt, ſondern auch die Zollämter und die 
Beamten des Grenz- und Steueraufſichts⸗ 
dienſtes zu verſtehen (Hinweis auf das Urteil des 
ee vom 7. März 1929 — II D 824/28 — RZ Bl 

. 204). 


Die Beamten des Zollfahndungsdienſtes 
gelten hinſichtlich ihrer Befugniſſe nach der Reichs⸗ 
abgabenordnung als Beamte desjenigen Haupt ⸗ 
zollamts, in deſſen Bezirk ſie tätig 
werden. Den Beamten der Zollfahndungsſtellen ſtehen 
dieſelben Befugniſſe zu, die die Reichsabgabenordnung den 
Beamten der Hauptzollämter für die Steueraufſicht (88 198 
bis 195 AO) und für die Erforſchung von Steuervergehen 
eingeräumt hat (Hinweis auf ErlRß M vom 10. Mai 1933 
5 0 3060 — 35 II, RZ Bl S. 259 und auf RGSt Band 63 
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Die Rechte und Pflichten, die nach der Strafprozeß 
ordnung (88 98, 105 und 127 Stpo) den Hilfs⸗ 
beamten der Staatsanwaltſchaft zuſtehen, 
find übertragen worden (Hinweis auf § 23 a AD in Ver⸗ 
bindung mit der vom Reichsminiſter der Finanzen und vom 
Reichsminiſter der Juſtiz gemeinſam erlaſſenen „All⸗ 
gemeinen Verfügung über die Rechtsſtellung von Straf⸗ 


verfolgungsbeamten der Reichsfinanzverwaltung“ vom 

25. Juli 1934 — Rl S. 468): 

a) den zu „Steuerfahndungsbeamten“ oder 
„Zollfahndungsbeamten“ beſtellten Amts⸗ 


trägern der Reichsfinanzverwaltung, 

b) den im Grenzdienſt tätigen Amtsträgern der 
Reichsfinanzverwaltung, 

c) den Bezirkszollkommiſſaren des Steuer⸗ 
auffichtsdienſtes und den ihnen als Gehilfen 
zugeteilten Amtsträgern. 

Die Oberfinanzpräſidenten und ber 
Reichsminiſter der Finanzen ſpielen im Ver⸗ 
waltungsſtrafverfahren als Rechtsmitte lbehörden 
eine Rolle ($$ 452 und 453 AD). 


12. Die Träger des gerichtlichen Verfahrens 


Die Staatsanwaltſchaft iſt im gerichtlichen 
Verfahren als Anklagebehörde tätig ($ 152 StPO). 
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Das Amt der Staatsanwaltſchaft üben aus ($ 142 
GVG): 

a) beim Reichsgericht der Oberreichs anwalt und 
Reichsanwälte, 

b) beim Kammergericht, bei den anderen Oberlandes⸗ 
gerichten und bei dem Landgericht Berlin General- 
ſtaats anwälte, 

c) bei den anderen Landgerichten 
anwälte, 

d) bei den Amtsgerichten Staatsanwälte oder 
Amtsanwälte. 

Die Staatsanwaltſchaft iſt eine reine Verwal- 
tungsbehörde und unterſteht dem Reichs juſtiz⸗ 
miniſter. Die Beamten der Staatsanwaltſchaft haben 
den dienſtlichen Anweiſungen ihres Vorgeſetzten 
nachzukommen ($ 146 Abſatz 1 GVG). 

Die Gerichte dagegen ſind unabhängig und 
nur dem Geſetz unterworfen ($ 1 GVG). 

Als Strafgerichte kommen nach der Zuſtändig⸗ 
keitsverordnung (Hinweis auf Abſchnitt 5i) für die Ib» 
urteilung von Steuerſtrafſachen im erſten Rechtszug in 
Betracht: 

a) der Amtsrichter, 

b) die Strafkammer des Landgerichts, beſtehend aus 
drei Berufsrichtern, 

e) das Sondergericht, ebenfalls beſetzt mit drei Be⸗ 
rufsrichtern. 


Der Amtsrichter kann erkennen auf (§ 1 Zuſtän⸗ 
digkeits BO): 
1. Zuchthaus bis zu zwei Jahren, 
Gefängnis oder Feſtungshaft bis zu fünf Jahren, 
Haft, 
. Geldſtrafe, 
Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte, Unfähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Amter und ſonſtige Nebenſtrafen 
und im Urteil auszuſprechende Nebenfolgen, 

6. Maßregeln der Sicherung und Beſſerung mit Ausnahme 
von Sicherungsverwahrung und Entmannung. 

Die Strafgewalt der Strafkammer umfaßt alle 
Strafen und Maßregeln der Sicherung und Beſſerung, 

die das Geſetz vorſieht (§S 3 Zuſtändigkeits VO). 

Das Sondergericht iſt u. a. ausſchließlich zu - 

ſtändig für (8 13 Zuſtändigkeits VO): 

a) Verbrechen und Vergehen nach $ 1 der Kriegswirt⸗ 

chafts verordnung vom 4. September 1939 

(RGGBl J S. 1609 und RStBl S. 965), 

b) Verbrechen nach $ 1 der Verordnung gegen 
Volksſchädlinge vom 5. September 1939 (RGBl ! 
S. 1679), 

e) Verbrechen nach den 88 1 und 2 der Verordnung 
gegen Gewaltverbrecher vom 5. Dezember 1939 
(RGBl I S. 2878). 

Seit Kriegsbeginn haben ſich die Fälle vermehrt, 
in denen Steuerſtrafſachen mit Verbrechen oder mit 
Vergehen zuſammentreffen, für die die Sondergerichte 
zuſtandig ſind. 

Beiſpiel: 

Wer durch Vornahme einer Schwarzſchlachtung eine 
Schlachtſteuerhinterziehung begeht, gefährdet in der Regel 
außerdem die Bedarfsdeckung des deutſchen Volkes mit Fleiſch, 
fo daß $ 1 der Kriegswirtſchaftsverordnung anzuwenden iſt 
(Hinweis auf den Aufſatz „Zur Behandlung der Schwarz⸗ 
ſchlachtungen im Kriege“ von Staatsanwalt Dr. Karl⸗Heinz 
Nüſe in der Zeitſchrift „Deutſche Juſtiz“ 1940 Nr 34 Aus⸗ 
gabe A S. 958 u. f.). 

Für das Rechtsmittelverfahren kommen fol⸗ 
gende Gerichte in Betracht: 
a) die Strafkammer. Sie entſcheidet über die Be⸗ 
rufung gegen das Urteil des Amtsrichters; 
b) das Reichsgericht. Es entſcheidet über die Reviſion 
gegen das im erſten Rechtszug ergangene Urteil der 
Strafkammer. Es ift mit fünf Berufsrichtern beſetzt. 


Oberſtaats⸗ 


S g po 
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Die Befugnis zur Einlegung dieſer Rechtsmittel 
ſteht auch den Finanzämtern zu. Das ergibt ſich 
daraus, daß die Finanzämter im gerichtlichen Verfahren 
die Rechte eines Nebenklägers haben (88 467 und 472 
AD, § 401 StVO). 


13. Ausſchließung und Ablehnung der Träger des Verwal⸗ 

tungsſtrafverfahrens 

Im Verwaltungsſtrafverfahren gelten für 
die Ausſchließung und Ablehnung der Träger dieſes Ver⸗ 
ſahrens die 8$ 67 bis 69 A O. Dieſe Beſtimmungen 
gehen 8 420 AO gemäß als Sondervorſchriften 
den §§ 22 u. f. StpO über „Ausſchließung und Ablehnung 
der Gerichtsperſonen“ vor (Hinweis auf Michaelis, Das 
Steuerſtrafverfahren nach der Reichsabgabenordnung, § 4 
S. 17 und auf Grober, Ausſchließung und Ablehnung im 
S DStzg 1939 Nr 51/52 S. 1010, Zub 1940 Nr 2 


Ausgeſchloſſen von der Mitwirkung im Verwal- 
tungsſtrafverfahren iſt ein Amtsträger ($ 67 AD): 


a) der ſelbſt beteiligt iſt, 

b) deſſen Angehöriger beteiligt iſt, 

c) der für einen Beteiligten als geſetzlicher Vertreter oder 
als Bevollmächtigter aufzutreten berechtigt iſt, 

d) der Beamter oder Angeſtellter eines Beteiligten oder 
Mitglied des Aufſichtsrats einer beteiligten Gejell- 
ſchaft iſt, 

e) der bei einer angefochtenen Entſcheidung oder bei einer 
Rechtsmittelentſcheidung mitgewirkt hat. 


Amtsträger im Sinn der 88 67 u. f. AO find Be⸗ 
amte oder Perſonen, die — ohne Beamte zu ſein — dazu 
beſtellt find, obrigkeitliche Aufgaben wahrzunehmen (8 22 
Abſatz 3 AO). 

Hat ein Amtsträger, der nicht mitwirken ſollte, Hand⸗ 
lungen vorgenommen oder bei ihnen mitgewirkt, ſo ſind 
dieſe Handlungen nicht unwirkſam (8 68 AO). Die 
Verletzung des § 67 AO kann aber im Rechtsmittelverfahren 
als weſentlicher Mangel gerügt werden (Hinweis auf das 
Urteil des Reichsfinanzhofs vom 7. Dezember 1926 — IA 
53626 — Ri H Band 20 S. 127). Ein Beamter, der 
§ 67 AO nicht beachtet, verletzt ſeine Dienft- 
pflichten. 

Ein Recht, einen Amtsträger abzulehnen, ſteht 
dem Veſchuldigten im Verwaltungsſtrafverfahren nicht zu. 
Die Reichsabgabenordnung kennt nur eine Selbit- 
ablehnung des Amtsträgers. Er hat die Möglich- 
keit, ſich der Mitwirkung im Verwaltungsſtrafverfahren 
wegen Befangenheit zu enthalten. Er bedarf dazu der Zu— 
ſtimmung des Leiters ſeiner Behörde. 

Beiſpiel: 

Der Strafſachenbearbeiter eines Finanzamts und der 
Beſchuldigte ſind Mitglieder derſelben Sportvereinigung und 
dadurch eng befreundet. Der Strafſachenbearbeiter trägt die- 
ſen Sachverhalt dem Vorſteher des Finanzamts vor. Der 
W läßt die Strafſache durch einen anderen Beamten 
earbeiten. 


14. Ausfchliehung und Ablehnung der Träger des gericht 
lichen Verfahrens 

Für das gerichtliche Verfahren gelten die 88 22 
u. f. StPO über Ausſchließung und Ablehnung 
der Gerichtsperſonen. Dieſe Vorſchriften weichen 
von den Beſtimmungen der Reichsabgabenordnung ab. Der 
Staatsanwaltſchaft, dem Nebonkläger und dem Beſchuldig⸗ 
ten ſteht ein Ablehnungs recht zu (88 24 Abſatz 3 und 397 
StPO). 

Dieſes Ablehnungsrecht iſt für die Finanzämter, denen 
ja im gerichtlichen Verfahren die Rechte eines Nebenklägers 
zuſtehen (88 467 und 472 AO), nicht ohne Bedeutung. Das 
Finanzamt kann einen Richter ablehnen ($ 24 
Abſatz I StPO): 

a) wenn er von der Ausübung des Richteramts kraft 
Geſetzes ausgeſchloſſen iſt, 
b) wegen Beſorgnis der Befangenheit. 
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Die Fälle, in denen ein Richter von der Ausübung des 
Richteramts kraft Geſetzes ausgeſchloſſen iſt 
(88 22 und 23 StPO), entſprechen im weſentlichen den im 
867 AO aufgeführten Fällen. 

Beſorgnis der Befangenheit iſt gegeben, 
wenn ein Grund vorliegt, der geeignet iſt, Mißtrauen gegen 
die Unparteilichkeit des Richters zu rechtfertigen (8 24 Ab⸗ 
ſatz 2 Stoß O). 

Über das Ablehnungsgeſuch des Finanzamts entſcheidet 
das Gericht, dem der abgelehnte Richter angehört (8 27 Ab⸗ 
ſatz 1 StPO). Gegen den Beſchluß, durch den das Geſuch 
des Finanzamts für unbegründet erklärt wird, kann das 
Finanzamt ſofortige Beſchwerde einlegen (§S 28 StPO). 

Auf die Beamten der Staatsanwaltſchaft 
find die 8 22 u. f. StßO nicht anwendbar (Hinweis 
auf die Urteile des Reichsgerichts vom 18. und 23. Oktober 
1917, Leipziger Zeitſchrift für Deutſches Recht, Band 12 
S. 284 und 454). Für die Beamten der Staatsanwaltſchaft 
gelten dieſelben Grundſätze, die den 88 67 bis 69 AO gemäß 
auf die Amtsträger der Reichsfinanzverwaltung anzuwen⸗ 
den ſind (Hinweis auf die „Entwürfe der Reichsjuſtizgeſetze 
nebſt Motiven und Anlagen“, Berlin 1874 S. 138). 


15. Auslegungsgrundſätze für das Steuerſtrafverfahren 

Das allgemeine Strafverfahren iſt in einem in ſich ab» 
geſchloſſenen Geſetz — in der Strafprozeßordnung — ge— 
regelt. Die geſetzlichen Grundlagen des Steuerſtraf⸗ 
verfahrens dagegen bilden kein in ſich abgeſchloſ— 
ſenes Rechtsgebiet. Die Beſtimmungen, die für das 
Steuerſtrafverfahren gelten, müſſen aus vielen Geſetzen und 
Rechtsverordnungen entnommen werden. Daraus ergeben 
ſich in der Praxis bei der Anwendung dieſer Beſtimmungen 
leicht Zweifel. Die Praxis muß dann zur Auslegung 
ihre Zuflucht nehmen. Wie hat aber dieſe Auslegung zu 
erfolgen? 

Keinesfalls iſt der Wortlaut des Geſetzes für 
die Beurteilung von Geſetzesvorſchriften maßgebend 
(Ric Band 8 S. 193). Ja in manchen Fällen müſſen Ge⸗ 
ſetzesvorſchriften gegen ihren Wortlaut ausgelegt 
oder unbeachtet gelaſſen werden (Hinweis auf das 
Urteil des Reichsfinanzhofs vom 4. Juni 1930 — VIA 
852/28 — Rich Band 24 S. 67 und auf Jahn⸗Hübſchmann⸗ 
Arlt⸗Boethke⸗Hepp, Erläuterungsbuch zur Reichsabgaben— 
ordnung, Anmerkung 12 zu § 1 StAnpc). 

Das Reichsgericht hat ſich in ſeinem Urteil vom 
8. Oktober 1931 — II 738/31 (RGSt Band 65 S. 368) zur 
Frage der Auslegung der Strafverfahrensvor⸗ 


ſchriften der Reichsabgabenordnung wie 
folgt geäußert: „Auch Verfahrensvorſchriften ſind nicht 
ſtreng formalrechtlich, ſondern tunlichſt als Zweckmäßig⸗ 
keitsnormen zu behandeln und einer freien Beweis⸗ 
würdigung zu unterziehen.“ 

Der elementare Leitſatz für die heutige Aus⸗ 
legung aller Steuergeſetze und damit auch der Beſtimmun⸗ 
gen über das Steuerſtrafverfahren iſt 81 St An p G. 
Staatsſekretär Reinhardt hat auf der Salz⸗ 
burger Umſchulungstagung in feinem zweiten Vortrag „Be⸗ 
urteilung von Tatbeſtänden nach nationalſozialiſtiſcher Welt⸗ 
anſchauung“ folgendes Beiſpiel für die Anwendbarkeit 
des § 1 StAnpch im Steuerſtrafverfahren an⸗ 
Ein: (Hinweis auf Band 5 der Bücherei des Steuerrechts 
S. 47); 


„Ein Beiſpiel für die Beurteilung intatſächlicher 
Hinſicht iſt auch die Strafzumeſſung. Die Frage, 
ob ein Tatbeſtand ſich als Steuer zuwiderhand⸗ 
lung, z. B. als Steuerhinterziehung, darſtellt, 
iſt eine Rechtsfrage. Die Frage dagegen, wie hoch 
bei einer Steuerzuwiderhandlung die Strafe zu be⸗ 
meſſen iſt, iſt nicht etwa eine Er meſſens entſcheidung, 
aber auch nicht ausſchließlich Rechts entſcheidung, ſon⸗ 
dern in der Hauptſache Beurteilung in tatſäch⸗ 
licher Hinſicht. Demgemäß muß das Finanzamt bei 
der Strafzumeſſung nach dem allgemeinen 
Beurteilungsarundfaß des § 1 Abſatz 3 
St Anpo verfahren. Das bedeutet: Die Strafe muß 
nach dem Verſchulden des Täters und nach dem 
Maß ſeiner Pflichtverletzung bemeſſen 
werden. Auch die Folgen der Steuerzuwider⸗ 
handlung, insbeſondere die Höhe der verkürz⸗ 
ten Steuereinnahmen, müſſen bei der Straf- 
bemeſſung beachtet werden.“ 


8 1 StAnp® beherrſcht alſo auch das geſamte Steuer- 
ftrafverfahrensrecht. „Die Verfahrensvorſchriften werden 
dadurch wieder in das Leben zurückgeführt, daß ſie nunmehr 
Farbe zum Nationalſozialismus bekennen 
müſſen“ (Hinweis auf Megow, Das Steuerſtrafverfahren, 
Nr 1 der Schriftenreihe der Juriſtiſchen Wochenſchrift S. 2). 

Nur derjenige Beamte wird im Steuerſtraf⸗ 
verfahren ſtets die richtigen Maßnahmen treffen, 
der nicht allein die Geſetzesvorſchriften beherrſcht, ſondern 
der darüber hinaus auf Grund ſeiner engen Verbu ne 
denheit mit der nationalſozialiſtiſchen 
Weltanſchauung die Vorſchriften nach dieſer Welt⸗ 
anſchauung auszulegen verſteht. 


| Eil dien ſt⸗ Nachrichten | 


Anpafjung der Wehrfteuer an die Ariegsverhältnijfe 


Im Erlaß des Reichsminiſters der Finanzen vom 15. Oktober 
1940 8 2720 — 29 III wird die Anpaſſung der Wehrſteuer an die 
beſonderen Verhältniſſe während des Kriegs fortgeſetzt, die ſchon 
im Erlaß vom 14. Dezember 1939 8 2715 — 268 III begonnen 
worden war. 


1. Kriegsmuſterungsentſcheidun gen und Wehr⸗ 
ſteuerveranlagung 
Es iſt bereits in der Deutſchen Steuer⸗Zeitung Nr 38 S. 456 
„Zur Ausſchreibung der Lohnſteuerkarten 1941“ ausgeführt, 
welche Kriegsmuſterungsentſcheidungen zur 
Wehrſteuerpflicht bei Arbeitnehmern führen. 
Die gleichen Kriegsmuſterungsentſcheidungen ſind jetzt auch 
für die Veranlagung zur Wehrſteuer maßgebend. Es handelt ſich 
um die folgenden Kriegsmuſterungsentſcheidungen: 
gv. Heimat — garniſonverwendungsfähig in der Heimat Er⸗ 
ſatzreſerve II, 
av. (av. Heimat, av. Feld) — arbeitsverwendungsfähig — Er⸗ 
ſatzreſerve II, 5 
avu. — arbeitsverwendungsunfähig — 
kriegsunbrauchbar. 
Die Rechtslage iſt dadurch für wehrſteuerpflichtige Arbeit⸗ 
nehmer und für veranlagte Wehrſteuerpflichtige 
die gleiche. 


Ausmuſterung als 


2. Ein beruſungen Wehrſteuerpflichtiger 
Wehrdienſt nach Beginn des Kriegs 
Veranlagte Wehrſteuerpflichtige, die nach Beginn des Kriegs 
zum Wehrdienſt eingezogen worden ſind, mußten ſchon bisher bis 
zum Empfang des Wehrſteuerbeſcheids für das Kalenderjahr 1939 
keine Vorauszahlungen auf die Wehrſteuer entrichten. N 
Die Wehrſteuerveranlagung für 1939 dieſer Wehrſteuerpflich⸗ 
tigen iſt bisher meiſt zurückgeſtellt worden. Hinweis auf 
DEZ 1940 Nr 29 S. 387 und folgende, insbeſondere S 841. 
Dieſen Wehrſteuerpflichtigen iſt dem Erlaß vom 15. Oklober 1940 
gemäß zunächſt ein Freiſtellungsbeſcheid zu erteilen 
mit der Mitteilung, daß zunächſt auch keine Voraus⸗ 
zahlungen zu leiſten ſind. Der Steuerpflichtige iſt in dem 
Freiſtellungsbeſcheid darauf hinzuweiſen, daß trotz des Freiſtel⸗ 
lungsbeſcheids eine Steuer ſpäter feſtgeſetzt werden kann. 
Der Freiſtellungsbeſcheid iſt auch ſolchen Wehrſteuerpflichtigen 
zu erteilen, die nach Beginn des Kriegs einberufen, aber wieder 
aus dem Wehrdienſt entlaſſen worden. eus 9 
Wehrſteuerpflichtige Arbeitnehmer, die nach Beginn des 
Kriegs zum Wehrdienſt einberufen worden ſind, haben ſchon bi 
her dem Erlaß vom 14. Dezember 1939 8 2715 — 268 IH e 
zunächſt keine Wehrſteuer durch Steuerabzug zu entrichten Das 
gilt künftig auch dann, wenn ſolche wehrſteuerpflichtigen Arbeit⸗ 
nehmer aus dem Wehrdmienſt wieder entlaſſen worden 
ſind. Der Arbeitgeber darf von ſich aus bei dieſen Arbeitnehmern 
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vom Wehrſteuerabzug abſehen. Die Eintragungen auf der Lohn⸗ 
ſteuerkarte über die Wehrſteuerpflicht ſind inſoweit ohne Bedeu⸗ 
tung. Das Finanzamt hat dem Arbeitnehmer auf Antrag zu be⸗ 
ſcheinigen, daß bei ihm vorbehaltlich des Widerrufs Wehrſteuer 
bis auf weiteres nicht einzubehalten iſt. Der Arbeitgeber kann die 
Vorlage dieſer Beſcheinigung verlangen. 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat ſich die endgültige 
Regelung der Wehrſteuerpflicht in den bezeichneten Fällen 
vorbehalten. 

3. Wehrdienſt 

Der Erlaß vom 15. Oktober 1940 ſtellt den Dienſt bei gewiſſen 
Formationen dem Wehrdienſt im Sinn des Wehrſteuergeſetzes 
gleich. Hinweis auf DEZ 1940 Nr 29 S. 337 und folgende, ins⸗ 
befondere S. 341. Oe— 


Steuerliche Begünſtigung der Zuſchläge für Mehrarbeit und 
für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit 


Das Verbot des § 18 Abſatz 3 der Kriegswirtſchaftsverord⸗ 
nung vom 4. September 1939 (RGBl 1 S. 1609, RStBl 1939 
S. 965) Zuſchläge für Mehrarbeit, Sonntage», Feiertags⸗ 
und Nachtarbeit zu zahlen, iſt aufgehoben worden. Hinweis auf 
die Eildienſtnachricht in Nr 38 der Deutſchen Steuer⸗Zeitung 


Geld, Kredit und äppentliclie Finanzen 

Steuergutſcheinkurſe nach dem Stand vom 12. November 
1940. Steuergutſcheine I 107% — Steuergut⸗ 
ſcheine II. Juni 1942 105,75, Juli 105,50, Auguſt 105, 
September 104,75, Oktober 104%/,, November 104 ½. 


Eintragung der Schatzanweiſungen des Deutſchen Reichs von 
1940, Folge VII, in das Reichsſchuldbuch. Die mit 4 vom Hundert 
verzinslichen Schatzanweiſungen des Deutſchen Reichs von 1940, 
Folge VII, werden den Schuldverſchreibungen im Sinn der Reichs⸗ 
ſchuldenordnung und des Reichsſchuldbuchgeſetzes gleichgeſetzt. Die 
Schatzanweiſungen können deshalb in das Reichsſchuldbuch ein⸗ 
getragen werden. Hinweis auf die Bekanntmachung vom 23. Okto⸗ 
ber 1940, RG Bl I S. 1398. 


Währungsumſtellung von Schuldverſchreibungen, die auf 
Danziger Gulden lauten. Die Schuldner von Danziger-Gulden⸗ 
Schuldverſchreibungen, die auf Reichsmark umgeſtellt ſind oder die 
in Reichsmark bewertet werden, können die Schuldverſchreibungen 
auf den Reichsmarkbetrag abſtempeln laſſen oder den Gläubigern 
gleichartige Reichsmark⸗Schuldverſchreibungen aushändigen. Das 
gilt auch, wenn die Schuldverſchreibungen, die auf Danziger 
Gulden lauten, nicht fällig ſind. — Schuldner, die beabſichtigen, 
ihren Gläubigern Reichsmark⸗Schuldverſchreibungen auszuhändi⸗ 
gen, haben dieſe Abſicht ſpäteſtens am 31. Dezember 1940 bekannt⸗ 
zugeben. Wegen der Einzelheiten Hinweis auf die Verordnung 
vom 14. Oktober 1940, RGI I S. 1396. 


Schutzvorſchriften gegen die Nachahmung von Schuldurkunden 
des Reichs und der Länder und von Reichsbanknoten im Pro⸗ 
tettorat Böhmen und Mähren. Es find die folgenden Geſetze im 
Protektorat Böhmen und Mähren eingeführt worden: 


1. das Geſetz über den Schutz des zur Anfertigung von Schuld⸗ 
urkunden des Reichs und der Länder verwendeten Papiers 
gegen unbefugte Nachahmung vom 3. Juli 1925, RGBl 1 S. 98, 

2. das Geſetz über den Schutz des zur Anfertigung von Reichs⸗ 
banknoten verwendeten Papiers gegen unbefugte Nachahmung 
vom 2. Januar 1911, RGBl S. 25. 


Hinweis auf die Verordnung zur Einführung von Vorſchriften 
über den Schutz des zur Anfertigung von Schuldurkunden des 
Reichs und der Lander und von Reichsbanknoten verwendeten 
Papiers gegen unbefugte Nachahmung im Protektorat Böhmen 
und Mähren vom 27. September 1940, RGBl I S. 1388. 


Anlegung von Mündelgeld in der Oſtmark und im Sudeten⸗ 
land. Die Vorſchriften über die Anlegung von Mündelgeld ſind in 
den Reichsgauen der Oſtmark und im Reichsgau Sudekenland ge⸗ 


ändert worden. Wegen der einzelnen Möglichkeiten, die für die 
Anlegung von Mündelgeld in den obenbezeichneten Gebieten zu⸗ 


gelaſſen find, Hinweis auf die Verordnung vom 29. Oktober 1940, 
RED I S. 14586. 


1940. Der Reichsminiſter der Finanzen hat deshalb in ſeinem 
Runderlaß vom 11. September 1940 (8 2228 — 190 III/ S 2356 
— 96 IIJ), der im Reichsſteuerblatt 1940 S. 825 abgedruckt iſt, 
die früher vorgeſehenen ſteuerlichen Begünſtigungsanordnungen, 
die in dem Rdß⸗Grlaß vom 18. Dezember 1939 8 2228 — 21 IN 
(ASt 1939 S. 1213) getroffen waren, aufgehoben. Es haben 
ſich dadurch in einzelnen Fällen Härten ergeben. Dieſe Härten 


zu beſeitigen, iſt Zweck der Verordnung über die Nichtbeſteuerung 


der Zuſchläge für Mehrarbeit und für Sonntags-, Feiertags⸗ und 
Nachtarbeit vom 17. November 1910, die im Reichsgeſetzblatt, im 
Reichsanzeiger und im Reichsſteuerblatt beröffentlicht werden 
wird. Die Verordnung beſtimmt, daß die Zuſchläge für Mehr⸗ 
arbeit und für Sonntags-, Feiertags⸗ und Nachtarbeit bei 
der Ermittlung der Einkünfte aus nichtſelbſtändiger Arbeit 
($ 19 EstG, $ 2 StD) nicht zu berückſichtigen 
ſind. Als Zuſchläge in dieſem Sinn find die Beträge 
auzuſehen, die auf Grund geſetzlicher oder tarif⸗ 
licher Beſtimmungen über den Grundlohn 
hinaus für Mehrarbeit oder für Sonntags-, Feiertags⸗ oder 
Nachtarbeit gezahlt werden. Dieſe Anordnungen gelten erſt⸗ 
malig für die Zuſchläge, die nach dem 1. November 1940 gezahlt 
worden ſind oder gezahlt werden. Die Verordnung gilt alſo nicht 
ſchon für die Zuſchläge, die am 1. November 1940 gezahlt 
worden ſind. Oe. 


Wirtſchaftlicher Beobachter 


Kapitalerhöhung der Allgemeinen Baugeſellſchaft Lenz & Cv. 
Die Allgemeine Baugeſellſchaft Lenz & Co (Kolonialgeſellſchaft) 
in Berlin beabſichtigt, das Grundkapital von 6 Millionen Reichs⸗ 
mark auf 8 Millionen Reichsmark zu erhöhen. Die Kapital⸗ 
erhöhung ſoll der Geſellſchaft die Mittel zuführen, die für die 
Durchführung ihrer künftigen Aufgaben erforderlich ſind. 


. * 

Vierfahresplan 

Sicherſtellung und Verwendung von Obſtbaumholz. Der 
Neichsbeauftragte für Holz hat eine Anordnung über die Sicher⸗ 
ſtellung und Verwendung von Obſtbaumholz erkaſſen. Dieſer An⸗ 
ordnung gemäß find die Eigentümer von landwirtſchaftlichen und 
gärtneriſchen Betrieben, von Parkanlagen und von Verkehrswegen 
verpflichtet, alle Obſtbüume mit einem Stammdurchmeſſer von 
mehr als 10 em zu melden, die infolge Abſterbens zum Abtrieb 
gelangen. Die Meldung iſt ſpäteſtens am 25. November 1940 
a zu erſtatten. Reichsanzeiger Nr 261 vom 6. Novem- 
ber 1940. 


Rohholzpreiſe im Forſtwirtſchaftsjahr 1941. Durch Verord⸗ 
nung vom 25. Oktober 1940 (RG Bl I S. 1403) wurde die Preis⸗ 
bildung für Rohholz im Forſtwirtſchaftsjahr 1941 einheitlich ge⸗ 
regelt. Die Preiſe ſind nach Preisgebieten geſtaffelt. 


Preiſe für Düngekalk. Der Reichskommiſſar für die Preis⸗ 
bildung hat durch Verordnung vom 23. Oktober 1940 (RG Bl I 
S. 1401) die Verbraucherpreiſe für Düngekalk einheitlich feſtgeſetzt. 


Keiegswirtschaftliche Versorgung 
der Bevölkerung 


Sonderzuteilung von Windeln auf die Säuglingskleiderkarte. 
53 dürfen auf die Sonderabſchnitte VI und VII der Säuglings⸗ 
kleiderkarte in der Zeit vom 15. November 1940 bis zum 
15. Februar 1941 wahlweiſe entweder je drei Windeln oder je 
7,5 Meter Windelmull an die Verbraucher abgegeben werden. Die 
Abgabe darf nur auf Karten erfolgen, die bis zum 31. Dezember 
1940 ausgeſtellt ſind. 


Verkehr und Veranstaltungen 


Poſtdienſt mit Elſaß, Lothringen und Luxemburg. Ab 
1. November 1940 ſind im Poſtvertehr mit Elſaß und Lothringen 
verſiegelte Wertpakete bis zwanzig Kilogramm mit unbe⸗ 
ſchränkter Wertangabe zu den innerdeutſchen Gebühren zu⸗ 
gelaſſen. Für Briefſendungen aller Art aus Luxemburg nach 
Deutſchland gelten die innerdeutſchen Höchſtgewichtsgrenzen. Im 
Telegrammverkehr zwiſchen Deutſchland und Luxemburg gelten 
die innerdeutſchen Vorſchriften. 


